
Nein zur Verstaatlichung der Kinder

Die unsägliche Kinderhüteverord-
nung, welche der Bundesrat durch-
drücken wollte, ist noch in höchst un-
angenehmer Erinnerung: Grosseltern, 
Tanten und Paten hätten eine staatliche 
Erlaubnis (Lizenz) zum Kinderhüten in 
den eigenen Familien (!) gebraucht. 
Wegen des geballten Widerstands der 

Bevölkerung gegen solchen Unfug hat 
der Bundesrat schliesslich darauf ver-
zichtet.

Obrigkeit bestimmt, was gilt
Doch der neue Verfassungsartikel 

über die Familienpolitik ist auf dem 
gleichen Mist gewachsen. Der Bund 

will praktisch für alle Angelegenheiten 
der Familien umfassende Kompeten-
zen. Ämter, Behörden und Politiker 
sollen in Zukunft entscheiden, was gut 
und richtig ist für die Familie. Nach 
dem Giesskannenprinzip wären flä-
chendeckend Kindertagesstätten (Ki-
tas) und Tagesstrukturen bereit zu 
stellen. Der Verfassungsartikel würde 
einen staatlich verordneten Vater-
schaftsurlaub oder «familiengerechte» 
Arbeitszeitmodelle ermöglichen.

Das alles wird viele Milliarden Fran-
ken an Steuergeldern kosten. Genau 
dieser schrankenlose Sozialausbau hat 
bereits verschiedene Eurostaaten ins 
wirtschaftliche Elend geführt. Private 
Angebote zur familienergänzenden 
Betreuung sind nach diesem Bundes-
konzept in Zukunft nicht mehr ge-
fragt. Der Zweck der Übung ist klar: 
Alle Kinder sollen fremd betreut wer-
den, ob dies von den Familien ge-
wünscht wird oder nicht. So könnte 

bereits ab den ersten Lebensjahren ein 
staatlicher Bildungs- und Erziehungs-
auftrag gemäss «pädagogischem Kon-
zept» durchgesetzt werden. 

Staatserziehung als  
Experimentierfeld

Solche Staatserziehung soll auch der 
Integration von Kindern aus fremden 
Kulturkreisen oder bildungsfernen 
Schichten dienen. Damit würden Kin-
derkrippen zum landesweiten Experi-
mentierfeld für Bildungs- und Erzie-
hungstheoretiker. Brauchen wir das? 
Begründet wird der neue Verfassungs-
artikel mit der angeblich besseren 
«Vereinbarkeit von Familie und Be-
rufstätigkeit» sowie mit der seit Jahr-
zehnten sinkenden Geburtenrate in 
der Schweiz. Dieses Befürworterargu-
ment ist höchst bedenklich. Die Erfah-
rung aus der Geschichte und der 
jüngsten Vergangenheit hat doch ge-
zeigt: Staatliche Geburtenförderungs-
programme gehören zu den typischen 

Kinder sollen den Eltern möglichst früh entrissen werden, um sie in staatlichen Einrichtungen zu erziehen und 
auszubilden. Dies ist die Stossrichtung eines neuen Verfassungsartikels zur Familienpolitik, über den am  
3. März 2013 Volk und Stände zu entscheiden haben. Der gleichmacherische Ansatz führt zur Verstaatlichung  
von Kindern und Familien und löst Milliardenkosten aus...
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Wir Eltern  
wollen unsere 
Kinder selbst  
erziehen!
Darum am 3. März:	
Familienpolitik-Artikel NEIN!

«Da es verschiedene 
Kinderbetreuungsmodelle 
gibt (wie in der Familie, 
Kita, Tageseltern, Privat­
personen oder Freunde), 
sind teure Bundeskom­
petenzen fehl am Platz, 
nehmen unerwünschten 
Einfluss auf die Privat­
sphäre und verursachen 
unnötige Kosten.»Heidi Sager mit Sohn David. Die alleinerziehende 

Mutter ist Sekretärin und wohnt im Kanton Bern.

Massnahmen totalitärer Staaten. In 
der freiheitlichen und demokratischen 
Schweiz aber haben sie nichts zu su-
chen! Hier ist die Familie mit ihrer Ei-
genverantwortung die Grundlage der 
bewährten Gesellschaftsordnung. Da-
für braucht es keine Vorschriften des 
Bundes, welche Familienformen för-
derungswürdig sind und welche nicht.



Bedarfsgerechte Familienpolitik vor Ort 

Ersetzt der Staat bald die Eltern?

2 3

Die Unterstützung der Familien muss bedarfsgerecht und vor Ort gelöst werden. 
Eine vom Bund staatlich verordnete Familienpolitik verstösst gegen den 
Föderalismus und zielt an den Bedürfnissen der Familien vorbei.

Nationalrätin Nadja Pieren ist diplomierte Kleinkinderzieherin und 
hat von 2004 – 2006 die Ausbildung zur Führungsfachfrau (SVF)  
mit eidgenössischem Fachausweis absolviert sowie gleichzeitig eine 
Kindertagesstätte geleitet. 2005 gründete Nadja Pieren eine private 
Kindertagesstätte. Diese betreibt sie bis heute.

Mit einem neuen Familienartikel in der Verfassung will der Bund erreichen, dass Familie und Beruf besser vereinbar werden. Das tönt 
harmlos und nett, doch dahinter versteckt sich ein weiterer Ausbauschritt zum grenzenlosen Sozialstaat. Der Artikel ist unscharf und 
allgemein formuliert. Wer künftig Geld vom Staat beanspruchen möchte, müsste dies bloss als Bedürfnis im Interesse der Familie 
bezeichnen und sich dabei auf den neuen Verfassungsartikel berufen. 

Als Vater von drei vorschul- und 
schulpflichtigen Kindern bin ich tag-
täglich gefordert. Kindererziehung 
braucht viel Energie und Zeit, manch-
mal auch Geduld und Nerven. Doch 
die Betreuung und Erziehung der eige-
nen Kinder ist für alle Eltern wohl eine 
der schönsten Aufgaben. Mitzuerle-
ben, wie Kinder aufwachsen, macht 
jeden Vater und jede Mutter stolz. Bei 
der Kindererziehung und –betreuung 
bringen nicht alle Eltern die gleichen 
Voraussetzungen mit, aber auch brau-
chen nicht alle Kinder das Gleiche. 
Jede Familie, jeder Vater und jede 
Mutter wie auch jedes Kind ist indivi-
duell. Eine staatlich verordnete Famili-
enpolitik zielt an den Bedürfnissen der 
Familien vorbei und löst primär in den 
Kantonen Mehrkosten aus.

Härtefälle werden unterstützt
Viele Elternpaare wollen heute die 

Betreuung der Kinder nicht mehr sel-
ber unter sich aufteilen und möchten 
externe Unterstützung. Dieser Wunsch 
ist auch vor dem Hintergrund der 
Ausbildungen der Frauen und der For-
derungen der Wirtschaft nach Arbeits-
kräften nachvollziehbar. Als Bildungs-
direktor ist es mir ein Anliegen, dass 
möglichst viele junge Frauen eine gute 
Ausbildung absolvieren und diese 
dann auch im Erwerbsleben einsetzen 
können. Ich unterstütze daher grund-
sätzlich die Vereinbarkeit von Beruf 

und Familie. Doch der nun zur Ab-
stimmung kommende Familienartikel 
schiesst weit übers Ziel hinaus. Die Be-
treuung der Kinder muss möglichst 
bedarfsgerecht vor Ort gelöst werden. 
Wenn Krippenplätze und Tagesstruk-
turen ein Bedürfnis der Gesellschaft 
sind, dann wird die Privatwirtschaft 
die Plätze bereit stellen. Es kann nicht 
sein, dass für jedes Bedürfnis der Ge-
sellschaft der Staat einspringen und 
dies lösen muss. Und schon gar nicht 
kann es sein, dass der Staat dieses An-
gebot gratis zur Verfügung stellt. Aus-
genommen sind natürlich sogenannte 
Härtefälle, bei denen der Staat die Be-
troffenen unterstützt.

Ohne dass dies jemandem aufgefallen wäre, haben Parlament und Bundesrat ei-
nen Verfassungsartikel beschlossen, der, wenn man möchte, zu einer der grössten 
Erweiterungen des Sozialstaates führen könnte. Selten wurde eine Revolution so 
gut getarnt, selten wurde ein kostspieliges Abenteuer so menschenfreundlich be-
nannt: Wer ist schon dagegen, für die Familie Gutes zu tun? Wer den Sozialstaat 
weiter ausbauen möchte, muss dies künftig bloss als im Interesse der Familien 
deklarieren, und bereits kann er sich auf einen Verfassungsauftrag berufen. In Zei-
ten der zusammenbrechenden Sozialstaaten in Europa wirkt keine Reform welt-
fremder. Ziel des Familienartikels ist, es Frauen und Männern zu erleichtern, Beruf 
und die Betreuung von Kindern zu kombinieren. Dagegen habe ich gar nichts ein-
zuwenden. Aus liberaler Sicht geht es völlig in Ordnung, wenn eine Frau oder ein 
Mann beides tun möchte: Kinder aufziehen und einer Erwerbsarbeit nachgehen. Im 
Zeitalter der Freiheit soll jeder selber entscheiden, wie er leben möchte. Ob ein 
Mann daheim bei den Kindern bleibt, während die Frau ausser Haus Geld verdient, 
ob es umgekehrt ist oder ob beide Vollzeit bzw. Teilzeit tätig sind: Es ist ihre Wahl 
und ihre Freiheit. Niemanden geht das etwas an.

Freiheit bedeutet aber auch, dass kein Dritter, zum Beispiel der Steuerzahler, der 
keine Kinder hat oder anders lebt, meinen Lebensentwurf finanzieren muss. Der 
Staat hat sich in der Familienpolitik neutral zu verhalten. Ob homosexuell oder he-
terosexuell, ob Hausfrau oder Hausmann, ob kinderlos oder berufstätig: Stets hat 
der Staat mich gleich zu behandeln. Was im Fall der Schwulenehe zu Recht heisst, 
dass auch Homosexuelle eine Ehe schliessen können, und ja: dass auch sie Kinder 
adoptieren dürfen, genauso wie das heterosexuellen Paaren offen steht. All diese 
Gleichheit vor dem Gesetz und dem Staat darf keinesfalls dazu führen, dass der 
Staat die einen finanziell unterstützt, während die andern dafür aufkommen müs-
sen. Gleichheit duldet keine Privilegien. Deshalb ist es aus grundsätzlichen Überle-
gungen problematisch, dass der Staat, vor allem der Bund, sich nun plötzlich als 
Krippenvater entdeckt.

Markus Somm, Chefredaktor der Basler Zeitung,  
Vater von fünf Kindern 

Der Super-Vater

Gastkommentar: Am 3. März 2013 werden die 
Schweizerinnen und Schweizer über 
eine neue Bundeskompetenz für 
eine umfassende Familienpolitik auf 
eidgenössischer Ebene abstimmen:

Der Wortlaut 
des unnötigen  
Verfassungs
artikels:

Art. 115a Familienpolitik

1	Der Bund berücksichtigt bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben die 
Bedürfnisse der Familie.  
Er kann Massnahmen zum Schutz 
der Familie unterstützen.

2	Bund und Kantone fördern die 
Vereinbarkeit von Familie und 
Erwerbstätigkeit oder Ausbildung.  
Die Kantone sorgen insbesondere 
für ein bedarfsgerechtes Angebot 
an familien- und  
schulergänzenden Tagesstruktu-
ren.

3	Reichen die Bestrebungen der 
Kantone oder Dritter nicht aus, so 
legt der Bund Grundsätze über  
die Förderung der Vereinbarkeit 
von Familie und Erwerbstätigkeit 
oder Ausbildung fest.

Stefan Kölliker, St. Galler Regierungsrat  
und Vater von drei Kindern

 

Im vergangenen November hat die SVP ein erstes «Extrablatt» publiziert. Wir 
haben darin dargelegt, welche aus unserer Sicht die Grundsätze und Werte für 
eine erfolgreiche Schweiz sind. Wir wollten aber auch ein Zeichen setzen für 
die freie Rede und die Medienfreiheit.

Am 3. März 2013 haben die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger über drei 
wichtige Vorlagen zu befinden. Neben der Volksinitiative «gegen die Abzocke-
rei», welche in den vergangenen Monaten zu intensiven Diskussionen Anlass 
gegeben hat, ist auch die Revision des Raumplanungsgesetzes Gegenstand ei-
nes sichtbaren Abstimmungskampfes. Kaum im Fokus stand bis vor kurzem 
die dritte Abstimmungsvorlage, welche die wohl gravierendsten Folgen nach 
sich ziehen dürfte: die Festschreibung eines neuen Artikels zur Familienpolitik 
in die Bundesverfassung. Die Medien berichten lieber und ausgiebig über die 
Auseinandersetzungen zwischen Christoph Blocher und Thomas Minder, als 
die Hintergründe und Folgen des Familienartikels auszuleuchten.

Die Familien waren in der Schweiz über lange Zeit weitgehend unbehelligt 
von staatlichen Vorgaben und übermässigen Eingriffen. Die Eigenverantwor-
tung bei der Wahl des Familienmodells, der Form der Partnerschaft oder der 
Erziehung der Kinder wurde gross geschrieben. Jede Familie sollte auf die auf 
ihre Bedürfnisse zugeschnittene Art und Weise glücklich werden. Der Staat 
sprang insbesondere dort ein, wo Not herrschte. Allenfalls wurden auf Stufe 
der Gemeinden und Kantone massgeschneiderte Angebote für bestehende Be-
dürfnisse von Familien in Ergänzung zu privater Initiative definiert. So sind an 
vielen Orten Kinderkrippen oder Einrichtungen entstanden, welche private 
Strukturen von Elternvereinen, Mittagstischen oder Angebote von Firmen für 
ihre Mitarbeitenden ergänzen. Die Nähe zu den Bürgerinnen und Bürgern in 
den Gemeinden und Kantonen stellt dabei sicher, dass diese Aufgaben bedarfs-
gerecht und finanzierbar erbracht werden.

In den letzten Jahren hat nun, vorangetrieben durch die Politik und Einflüsse 
aus dem Ausland, auch in der Schweiz eine neue Haltung Einzug gehalten. Der 
Staat soll die Entwicklung der Familien möglichst zentral lenken und sicher-
stellen, dass alle überall dieselben Voraussetzungen vorfinden, dass die Kinder-
betreuung und Erziehung standardisiert wird, dass bereits für Kleinkinder ein 
Bildungsauftrag umgesetzt werden kann, dass schon im Vorschulalter über 
flächendeckende Angebote an Kindertagesstätten und Tagesstrukturen eine 
Integration von fremdsprachigen, bildungsfernen oder aus Sicht des Staates 
benachteiligten Kindern stattfindet. Sicherstellen soll dies in Zukunft der 
Bund. Finanzieren sollen es die Steuerzahler.

Der neue Verfassungsartikel zur Familienpolitik ist Ausdruck dieser Gesin-
nung und passierte das eidgenössische Parlament fast unbemerkt. Eine öffent-
liche Diskussion gab es nicht. Weil die Wirtschaft und die Medien sich auf die 
Auseinandersetzung über die Volksinitiative «gegen die Abzockerei» und über 
die Revision des Raumplanungsgesetzes konzentrieren, machen sich zum Fa-
milienartikel fast nur Behördenvertreter oder staatlich unterstützte Organisa
tionen und Interessengruppen bemerkbar.

Das möchten wir mit dem vorliegenden «Extrablatt» ändern. Es geht um eine 
grundlegende gesellschaftspolitische Weichenstellung, welche Auswirkungen 
auf unser ganzes Staatsverständnis und nicht zuletzt auch auf die öffentlichen 
Finanzen hat. Mit dem «Extrablatt» leisten wir erneut einen – ohne öffentliche 
Mittel finanzierten - Diskussionsbeitrag zur Meinungsbildung.

Nationalrat Toni Brunner, Präsident SVP Schweiz

Kommentar:

Wieso ein  
SVP-Extrablatt?
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Mit einer Annahme des Familien
artikels würden zur Umsetzung ver-
schiedene Erlasse nötig, um die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie 
gesetzlich zu regeln. Wäre ein nächs-
ter Schritt wohl, dass sich der Bund in 
Arbeitszeitmodelle einmischen wür-
de? Der Bund wäre dann in die Fami-
lie und in die Privatwirtschaft einge-
drungen – ist dies die Zukunft unserer 
Schweiz? Wollen wir vom Staat nun 
auch in Kinderbetreuungsfragen be-
vormundet bzw. gelenkt werden? 

Staatliche Kinderbetreuung?
Soll nun tatsächlich der Staat die 

Kinderbetreuung regeln? Das muss 

doch Privatsache bleiben! Die 
Familie ist das Fundament un-
serer Gesellschaft. 

Jede Familie bestimmt für 
sich in Eigenverantwortung, 
für welches Familienmodell sie 
sich entscheidet. Wenn die ex-
terne Kinderbetreuung staatlich 

gefördert wird, zahlen dies am 
Ende alle Steuerpflichtigen, auch 

diejenigen, die ihre Kinder voll und 
ganz selber betreuen, und auch jene, 
die gar keine Kinder haben. 

Ich selbst bin voll berufstätig, und 
wir beschäftigen in unserem Familien-
haushalt eine Kleinkinderzieherin, der 
wir einen marktgerechten Lohn be-
zahlen. Mein Mann und ich handeln 
damit eigenverantwortlich, ohne 
staatliche Unterstützung. Zudem ha-
ben wir einen Arbeitsplatz geschaffen.  

Gemeinden werden  
bevormundet

Auch gilt es zu beachten, dass der 
Bund mit dem Familienartikel in die 
Kantons– und Gemeindeautonomie 
eingreift, also einen weiteren Eingriff 

in den Föderalismus vornimmt. Es 
darf doch nicht sein, dass der Bund 
mit diesem neuen Verfassungsartikel 
Grundsätze festlegen kann, dafür aber 
die Kantone und Gemeinden bezahlen 
müssen. 

Und wie gross diese finanziellen und 
personellen Auswirkungen bei einer 
Annahme des Familienartikels sein 
werden, ist sogenannt «nicht abschätz-
bar» – erneut ein Fass ohne Boden! 

Freiheit der Eltern 
nicht beschneiden

Mehrkosten für Kantone
Als Mitglied einer Kantonsregierung 

kämpfe ich auch entschieden gegen den 
Familienartikel, weil er einmal mehr 
die Eigenständigkeit der Kantone ein-
schränkt und die unterschiedlichen Be-
dürfnisse – z.B. auch von Stadt und 
Land – nicht berücksichtigt. In den 
letzten Jahren hat der Bund immer stär-
ker in diese Autonomie eingegriffen. 
Jüngstes Beispiel im Bildungsbereich ist 
das neue Sportförderungsgesetz. 

Solche Eingriffe verursachen in den 
Kantonen immer Mehrkosten. Dabei 
kämpfen neben St.Gallen auch viele an-
dere Kantone gegen strukturelle De
fizite und Steuererhöhungen. Wenn 
jedoch immer mehr individuelle Be
dürfnisse der Bürgerinnen und Bürger 
auf den Staat abgeschoben werden, 
muss man sich nicht wundern, wenn 
jedes Jahr höhere Steuerrechnungen 
versendet werden. 

Lösungen vor Ort am besten
Der Schweizer Wohlstand und Erfolg 

konnte erschaffen werden, weil die 
Bürgerinnen und Bürger die Heraus-
forderungen, die sie selber lösen konn-
ten, möglichst in den Gemeinden und 
ohne staatliche Unterstützung gelöst 
haben. Lassen wir Freiräume für priva-
te Lösungen zu und helfen wir vor Ort 
mit, diese umzusetzen.
Stefan Kölliker, Regierungsrat und 
Bildungsdirektor Kanton St.Gallen

Willkommen in der Planwirtschaft
Im Jahr 2013 sollen wir also in der Verfassung festlegen, dass Kinderkrippen eine 
Staatsaufgabe darstellen und keineswegs der Privatwirtschaft überlassen werden kön-
nen. Der Staat hat dafür zu sorgen. Aber sind Kinderkrippen so etwas völlig anderes als 
Restaurants oder Arztpraxen? Versagt hier der Markt? 
Wenn eine Nachfrage nach Fremdbetreuung von Kindern besteht – und das ist der Fall, 
dann umso besser für so viele findige Unternehmer und originelle Firmen. Was spricht 
dagegen, dass private Krippen diesen Bedarf decken? Warum müssen wir ausgerech-
net in der Krippen-Produktion auf die Planwirtschaft setzen? Auch das Argument, man-
che Familien könnten sich einen Krippen-Platz nicht leisten, sticht nicht: Die Politiker 
hätten zahllose Möglichkeiten, das Einkommen der Familien zu verbessern, indem sie 
zum Beispiel die Steuern und die Gebühren senkten. Ebenso könnten die gleichen Poli-
tiker die Kosten für die Krippen reduzieren, wenn sie darauf verzichteten, mit immer 
detaillierteren Vorschriften den Betrieb einer Kindertagesstätte unnötig zu verteuern. 
Beim Lesen dieser Regulierungen erhält man zuweilen den Eindruck, hier handle es 
sich darum, die Hygiene und Sicherheit in der Intensivstation eines Krankenhauses zu 
garantieren.

Der anmassende Staat
Grundsätzliches steht auf dem Spiel. Es geht nicht bloss darum, dass sich der Sozial-
staat keinesfalls mehr ausdehnen darf, weil wir schlicht nicht mehr imstande sind, ihn 
zu bezahlen. Entscheidender ist das merkwürdige, paternalistische Menschenbild, das 
sich in diesem neuen Familienartikel wie giftiges Schwermetall abgelagert hat: Bisher 
ging unsere Bundesverfassung davon aus, dass die Familie ein autonomer, sich selbst 
versorgender Kern unseres Landes ist. Freie Individuen verbinden sich freiwillig, um 
sich selbst und ihre Kinder zu versorgen. Jeder ist seines Glückes Schmied: Das war die 
Auffassung unserer Bundesstaatsgründer. Diesem liberalen Geist fühlten sie sich ver-
pflichtet.

Neu wird die Familie dagegen als Sozialhilfeempfänger betrachtet, als Förderungsob-
jekt und Betreuungsproblem, als zu bedauerndes, schwächliches, unselbstständiges 
Grüppchen, das man kneten und massieren muss, damit es nicht auseinanderfällt. Wer 
die Menschen derart bevormundet, muss sich nicht wundern, wenn diese Menschen 
am Ende wirklich selber zu Kindern werden, denen man die Kinder am besten weg-
nimmt. Die Familie ist älter – und auch erfolgreicher – als der Staat. Dieser Familien
artikel ist anmassend.

Extrablatt: Frau Pieren, gibt es 
eigentlich genug Krippenangebote?

Vor allem in Städten werden jährlich 
viele neue staatliche Plätze für Vor-
schulkinder geschaffen. Das Angebot 
wächst stetig. Als private Kita ist es 
sehr schwierig, sich auf dem Markt zu 
positionieren. Gegen staatliche Ange-
bote sind private Kitas finanziell nicht 
konkurrenzfähig. 

Zudem ist der bürokratische Auf-
wand, um eine neue Kita eröffnen zu 
können, enorm gross. Das beginnt 
beim Suchen von geeigneten Räum-
lichkeiten. Da eine Kita als Gewerbe-
betrieb zählt, darf man in einer priva-
ten Wohnung keine Kita führen oder 
muss zuerst ein Umnutzungsgesuch 
stellen, was wiederum sehr teuer und 
zeitaufwändig ist und in den meisten 
Fällen abgelehnt wird. Um eine Bewil-
ligung für eine Kita zu erhalten, wer-
den vom Jugendamt sehr viele Forde-
rungen gestellt (Räume, Personal, 
Hygiene, Konzepte, Leitsätze usw.). 

Der bürokratische Aufwand ist rie-
sig. Zudem untersteht eine Kita der 
Lebensmittelkontrolle (wird jährlich 
gleich geprüft wie ein Restaurant). Ein 
detailliertes Konzept muss vorliegen. 
Dieser grosse Aufwand an Bürokratie 
schreckt viele Unternehmen und Pri-
vate ab, externe familienergänzende 
Betreuungsangebote zu schaffen.

Sie sprechen sich gegen Staatskinder 
aus, aber die Kinder, die bei Ihnen in 
der Kita sind, wachsen ja auch nicht 
zu Hause auf...

Es ist für mich ein zentraler Unter-
schied, ob der Staat den Eltern vor-
schreibt, wo und wie oft ihre Kinder 
extern betreut werden müssen oder ob 
Eltern dies, wie heute, selber und ei-
genverantwortlich entscheiden dür-
fen. 

Wenn Eltern entscheiden, ihr Kind 
an 2-3 Tagen die Woche in einer Kita 
betreuen zu lassen, spricht überhaupt 
nichts dagegen. Diese Eltern entschei-
den sich bewusst dafür, sind sich auch 
ihrer Verantwortung bewusst und be-
halten die Hauptverantwortung der 

Nadja Pieren, Leiterin einer privaten Kindertagesstätte, verbringt auch ihre Freizeit gerne mit Kindern.  
Hier mit ihrem achtjährigen Gottebueb Levin (rechts) und seinem vierjährigen Bruder Lenn. 

Erziehung ihrer Kinder.
 Wenn aber durch die Annahme des 

Familienartikels am 3. März die ganze 
externe Familienbetreuung verstaat-
licht wird, gibt es keine Wahlfreiheit 
mehr für Familien. 

Schauen Sie zum Beispiel nach 
Frankreich und Schweden. Dort ist die 
steuerliche Belastung so hoch, dass der 
Weg für junge Eltern vorgezeichnet 
ist. Sie müssen beide arbeiten gehen, 
damit ihnen genug zum Leben bleibt. 
Dies hat zur Folge, dass sie ihre Kinder 
fremdbetreuen lassen müssen: eine 
Negativspirale.  

Die Erziehungsverantwortung geht 
in diesem Fall an den Staat. Dagegen 
wehre ich mich. 

Immer mehr staatliche Eingriffe führen nicht zu mehr Qualität, sondern zu Uniformität und staatlicher Abhängigkeit!

Schutz der Familie  
ist gewährleistet

Wollen wir mit dem Familienartikel 
einen Staat ausbauen, der am Ende 
alles regelt – auch das Privatleben? 
Der Schutz der Familie ist bereits heu-
te in der Verfassung verankert. Bereits 
heute werden die Familien vom Staat 
unterstützt: durch Kinderzulagen, Fa-
milienzulagen, Prämienverbilligun-
gen, Steuererleichterungen usw. Will 

Michèle Blöchliger, lic. iur., Mutter von drei 
Kindern, Berufsfrau, Rechtsanwältin, 
Landrätin, Hergiswil (NW)

der Bund die Familie weiter entlasten, 
so kann er z.B. die Steuern und Abga-
ben reduzieren. 

Überlassen wir doch Angebot und 
Nachfrage nach Kinderkrippen dem 
Markt! 

Es gilt, die Eigenverantwortung für 
die Familie zu bewahren und dem 
Ausbau zum grenzenlosen Sozialstaat 
entgegenzuwirken. Aus Überzeugung: 
Nein zum Familienartikel!

Es gilt, die Eigen-
verantwortung der 
Familie zu bewahren 
und dem Ausbau zum 
grenzenlosen und 
teuren Sozialstaat 
entgegenzuwirken. 



Integration – Ein Experiment 
mit schweren Folgen

Erziehung ist Sache 
der Eltern Krippenfutter?

1 Milliarde jährlich in der Waadt
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Eine Volksschule, in der fast alle Kinder in der integrativen Klasse ihren 
Platz finden, scheint für viele Bildungstechnokraten am runden Tisch 
die Ideallösung zu sein. Die meisten Integrationsmodelle gehen aber von  
einer Schönwetterpädagogik mit optimalen Rahmenbedingungen aus. 
Da fragt sich nur: Zu welchem Preis, und wie sieht die Realität aus?

Seit Jahren versucht der Staat, sich immer mehr in die 
Kindererziehung einzumischen. Bereits mit HarmoS 
will man die Gemeinden verpflichten, Tagesstrukturen 
zu schaffen, damit die Kinder – ab 4 Jahren – jeden 
Tag von 7.00 bis 18.00 Uhr staatlich betreut und 
beaufsichtigt werden können. 

Nichts gegen die Institution der Krippe an sich! Dort, wo das soziale 
Geflecht beschädigt ist oder kaum mehr besteht, sind Krippen notwendig 
und gerechtfertigt. Auch zur Entlastung von Doppelverdienern im 
Tieflohnbereich, die sich mit einem Lohn nicht über Wasser zu halten 
vermögen, machen sie durchaus Sinn. 

Am 27. September 2009 wurde ein neuer Familienartikel in die Kantonsverfassung des Kantons Waadt aufgenommen. Seither ist 
die flächendeckende Einführung der ausserschulischen Betreuung für alle Gemeinden obligatorisch. Die Kosten laufen aus dem 
Ruder. Dies ist aber erst der Anfang der Verstaatlichung der Kinder.

Während die Beschulung in der inte-
grativen Klasse für einzelne Kinder  
z.B. mit einer leichten Lernschwäche 
oder einer körperlichen Behinderung 
tatsächlich eine Chance bedeutet, wird 
anderen Kindern mit schwereren De-
fiziten täglich bewusst gemacht, dass 
sie im Unterricht nicht mitkommen 
und gemessen an der Klassennorm 
immer eine Sonderbehandlung nötig 
haben. Enttäuschung und Desintegra-
tion sind die Folgen. Mit dem Integra-
tionsauftrag haben viele Volksschulen 
die Sonder-, Klein- und Einschulungs-
klassen, in denen Kinder nach ihrem 
Tempo in kleinen Gruppen individu-
ell gefördert und gefordert werden 
konnten, abgeschafft. Dafür wurde ein 
Stab mit Heilpädagogen, Förderlehr-
kräften und verschiedensten Thera-

peuten aufgebaut, der die Lehrperso-
nen in ihrer Arbeit unterstützt. Dieser 
Stab erfordert jedoch unzählige Ab-
sprachen, bringt Unruhe ins Klassen-
zimmer – der Unterricht wird massiv 
gestört. Statt Einsparungen werden 
Mehrkosten generiert. Vielerorts hat 
sich die Vollintegration alles andere 
als bewährt. Die Kinder sind entweder 
über- oder unterfordert. Spannungen 
nehmen zu, Leistungsziele werden 

Verena Herzog, 
Geschäftsfrau, Mutter von 
drei erwachsenen Kindern, 
ehemalige Kindergärt­
nerin, Kantonsrätin und 
Nachfolgerin von Peter 
Spuhler im Nationalrat, 
Frauenfeld (TG)

Mit einer Allerweltsformel wird ab-
gewehrt: «Der Entwurf ist nicht nur 
mit den internationalen Verpflichtun-
gen der Schweiz vereinbar, sondern 
verleiht diesen sogar zusätzliches Ge-
wicht, indem er die Familienpolitik in 
der Bundesverfassung verankert.» Vor-
ab sei darum laut zuständiger Parla-
mentskommission festgehalten: «Um 
die kinderbedingten Mehrkosten teil-
weise auszugleichen», verfügt der 
Bund (zusätzlich zu Kantonen und 
Gemeinden) bereits heute über ein 
vielfältiges Instrumentarium wie Ent-
lastungen durch Familienbesteuerung, 
Familienzulagen, Mutterschaftsversi-
cherung, Prämienverbilligungen bei 
den Sozialversicherungen oder auch 
Kinderrenten. 

Ausgaben von 12,5 Milliarden?
Familien in den 34 OECD-Mitglieds-

ländern erhalten durchschnittlich 2,2% 
des Bruttoinlandprodukts (BIP, Sum-
me aller Erträge aus Produktion und 
Dienstleistungen) als Zuwendungen. 
Für die Schweiz (BIP, 2011 laut Welt-
bank: rund 570 Milliarden Franken) 
stünden also Ausgaben von etwa 12,5 
Milliarden Franken zur Debatte! Das 
deutsche Bundesministerium für Fi-
nanzen beziffert die (umstrittenen) 
Gesamtausgaben für Familienförde-
rung sogar auf 7% des BIP oder umge-
rechnet 220 Milliarden Franken im 
Jahr 2010. Im OECD-Durchschnitt 
werden von der Geburt bis zum 18. Al-
tersjahr für «Ausbildung und Famili-
enpolitik» pro Kind rund 124’000 Euro 

(150’000 Franken) ausgegeben; in 
Deutschland sind es sogar 146’000 
Euro (175’000 Franken). 

Staat hat Übersicht verloren...
Ein direkter Kostenvergleich der eu-

ropäischen Länder und der OECD ist 
nicht möglich, weil überall anders ge-
rechnet wird. Die Kosten für Familien-
politik sagen auch nicht viel über die 
Wirkung solcher Ausgaben aus. In 
Frankreich zum Beispiel leben Famili-
en ab dem dritten Kind nahezu steuer-
frei, Schweden kennt überhaupt keine 
Steuererleichterungen für Familien. 
Umgekehrt zahlen fast alle skandinavi-
schen Länder ein Erziehungsgeld an 
Eltern, die keine staatlichen Betreu-
ungsangebote beanspruchen! Es gilt, 

Das «Extrablatt» hat Hans-Ulrich Bigler,  
Direktor des Schweizerischen Gewerbeverbandes sgv, 
ein paar Fragen gestellt:

Welche konkreten Folgen und Ansprüche könnten aus dem neuen 
Verfassungsartikel über die Familienpolitik abgeleitet werden?  
Ändert sich gegenüber heute überhaupt etwas?

Der neue Verfassungsartikel öffnet den linksgerichteten Sozialstaatausbauern 
Tür und Tor. Von ausgedehnten Vaterschaftsurlauben über exzessive Förder
gelder bis hin zur familienexternen Rundumbetreuung der Kinder wird alles ein-
gefordert werden.

Was sind die Folgen für kleinere und mittlere Unternehmen (KMU), wenn 
beispielsweise ein Vaterschaftsurlaub eingeführt würde oder bestimmte 
Arbeitszeitmodelle angeboten werden müssten?

Neue Zwangsferien verteuern die Arbeit und stressen die verbleibende Beleg-
schaft. Die Konkurrenzfähigkeit der KMU leidet, die Grundlage unseres Wohl-
stands, von dem insbesondere auch unsere Familien profitieren, wird unterhöhlt.

Welche Kosten können durch die Umsetzung des Verfassungsartikels auf die 
öffentliche Hand und die Wirtschaft zukommen?

Die Kosten für die KMU und die Steuerzahler werden gewaltig sein. Hält sich 
die Schweiz an die Vorstellungen des UNO-Kinderhilfswerks, wird allein der 
Ausbau der ausserfamiliären Betreuung Mehrkosten von rund 5 Milliarden 
Franken auslösen.

Was tun die KMU heute, um Frauen in den Arbeitsprozess zu integrieren  
und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu fördern?

Die KMU sind breit über die ganze Schweiz verteilt und ermöglichen so kurze 
Arbeitswege, was Zeit spart, Nerven schont und vieles erleichtert. Zudem sind 
viele KMU in der Lage, Teilzeitstellen und flexible Arbeitszeitmodelle anzubieten. 

Sehen Sie in diesem Bereich in den nächsten Jahren weiteren 
Handlungsbedarf?

Wirtschaft und Gesellschaft machen bereits heute sehr viel für die Entlastung 
der Familien und für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, sodass ich keinen 
grossen Handlungsbedarf sehe. Die Erwerbsquote der Frauen liegt bei 76 %. Wir 
sollten nicht vorbehaltlos alles dem Ausland abkupfern, wo es zwar umfassende-
re Betreuungsangebote geben mag, wo aber auch die Arbeitslosigkeit um ein 
Vielfaches höher und das Wohlstandsniveau deutlich tiefer ist.

Wie in totalitären Staaten
Totalitäre Staaten sind bekannt da-

für, dass sie über die Schulen ihre 
Macht über die Bürger ausdehnen und 
durch Indoktrinierung der Kinder 
und Jugendlichen Widerspruch und 
Auflehnung abblocken und andere 
Ideen verhindern. In allen kommunis-
tischen Staaten hat man beide Eltern-
teile zur Arbeit verpflichtet und ihnen 
unter dem Deckmantel der Fürsorg-
lichkeit die Pflege und Erziehung der 
Kinder bereits «abgenommen», als die 
Kinder noch sehr klein waren. Nicht 
nur wurden diese mit gefälschten 
Lehrmitteln unterrichtet, man zwang 
ihnen auch politische Parolen auf, 
die  sie jederzeit auswendig hersagen 
mussten und die sie ein Leben lang 
beeinflussen sollten. 

Wir wollen keine staatliche 
Bevormundung!

Erziehung ist Sache der Eltern! Nur 
so ist sichergestellt, dass unsere Kinder 
und Jugendlichen nicht als Masse ma-
nipuliert werden. Ganztagesbetreuung 
gaukelt vielen Eltern vor, sie könnten 
ihre Erziehungsverantwortung an der 
Krippentüre abgeben. Diese muss aber 
bei den Eltern bleiben. Sie ist genau zu-
geordnet: Durch die Geburt ihrer Kin-
der sind Menschen zu Eltern gewor-
den, und dies werden sie ihr Leben 
lang bleiben. Der anonyme Staat hat 
hier nichts zu suchen.

mit ausgedient. Folgendes Beispiel ist 
exemplarisch: 27 Gemeinden mit rund 
25’000 Einwohnern und 3’500 Volks-
schülern im Bezirk Gros-de-Vaud 
gründeten im Herbst 2012 einen 
Schulverbund. In den nächsten 12 
Jahren sollen rund 80 Millionen Fran-
ken für Schulhäuser und Betreuungs-

plätze an acht Standorten ausgegeben 
werden. Die anderen Gemeinden ge-
hen leer aus und müssen ihre Schule 
schliessen. 

Im Rahmen dieser Neuordnung des 
Bildungs- und Betreuungswesens ver-
lieren 200 waadtländische Gemeinden 
ihre Schule. Die Gesamtsumme der 

Auch der Schweizerische Gewerbeverband 
sgv lehnt den neuen Familienartikel in der  
Verfassung ab: 

Nein zum  
Blankoscheck  
für unbezahlbare 
Familienpolitik!

Die Eltern sollen sich nur noch 
abends und am Wochenende mit den 
Kindern beschäftigen. Und nun soll gar 
ein «Familienpolitik»-Artikel in unsere 
Bundesverfassung, der die Macht des 
Staates über unsere Kinder und Famili-
en noch mehr ausbaut!

Ein veraltetes, längst überwunden 
geglaubtes Denkschema taucht da von 
Neuem auf: der Glaube, der Staat ma-
che alles besser als Private. Wer ist der 
Staat denn, der unsere Kinder so viel 
besser erziehen und fördern können 
soll als Eltern und Grosseltern, Ver-
wandte und Bekannte? Auch der Staat 
kann nur Menschen mit guten und 
schlechten Eigenschaften als Erzieher 
und Lehrer zur Verfügung stellen. 
Zwar kann er ihnen Methoden und 
Erziehungsrezepte vermitteln, aber 
das genügt nicht. Betreuung und Er-
ziehung erfolgen nicht einfach über 
Anleitungen, da werden auch Lebens-
anschauungen und Werte weitergege-
ben. Das ist intimste Aufgabe der El-
tern, die ihnen vom Staat nicht einfach 
entrissen werden darf. Sie sollen selber 
bestimmen können, wer ihre Kinder 
wie betreut.

Was jedoch nicht angeht, ist die Er-
stellung eines flächendeckenden Krip-
pennetzes auf Staatskosten.

Urvertrauen braucht 
Bezugspersonen

Ich bin der Überzeugung, dass die 
Betreuung der Kinder im Familien-
umfeld durch die eigenen Eltern die 
Idealform der Kinderbetreuung dar-
stellt und Kinderkrippen nur ergän-
zend dort anzubieten sind, wo diese 
Idealform nicht mehr möglich ist oder 
fehlt.

In Betreuungsstätten kümmert sich 
eine Bezugsperson – mag sie noch so 
professionell und kompetent sein – 
um mehrere Kinder, was die mögliche 
Zuwendung einschränkt. Hinzu 
kommt, dass sich die Bezugspersonen 
in Kinderkrippen aufgrund des Perso-
nalwechsels oder flexibler Arbeitszei-
ten oft abwechseln. Um das Urver-
trauen eines Kindes herzustellen, ist 
jedoch eine stabile, dauerhaft präsente 
Bezugsperson eindeutig vorteilhafter.

Emotionale Bindung wichtig
Dies gewährleistet ein Elternteil (sei 

es Mann oder Frau), der dem Kind 
tagtäglich eine starke emotionale Zu-
wendung zukommen lässt. Die SVP 
versucht, die Benachteiligung von Fa-
milien, die ihre Kinder selbst betreu-
en, dadurch zu beheben, dass sie ihnen 
in einer Volksinitiative denselben 
Steuerabzug wie im Fall von Fremdbe-
treuung gewähren will.

Idealgesellschaft? 
Die «Idealgesellschaft» ist ein My-

thos, den es in der Wirklichkeit nie 
geben wird. Aber es ist doch zumin-
dest Aufgabe der Gesellschaft, jene 
grundlegenden Erziehungsformen wie 
die Familie nicht zugunsten von Mo-

85’000 Schüler zwischen 4 und 15 
Jahren besuchen die Volksschule im 
Kanton Waadt. Werden die Vorgaben 
umgesetzt, entstehen Kosten von bis 
zu einer Milliarde Franken pro Jahr 
(12’000 Franken pro Schüler). 

Die Kosten für die frühkindliche 
Krippenbetreuung kommen noch 
dazu. Die Kostenbeteiligung der El-
tern beträgt heute im Mittel zwischen 
20 und 30%. Ledige, kinderlose Paare, 
ältere Menschen, das Gewerbe und die 
Gemeinden werden also kräftig zur 
Kasse gebeten.

200 Gemeinden  
verlieren ihre Schule

HarmoS, integrativer Unterricht, 
ausserschulische Betreuung und die 
starke Zuwanderung stellen kleinere 
Gemeinden vor immer grössere Prob-
leme, nicht nur finanzieller Art. Eine 
Zentralisierung ist häufig die Konse-
quenz. Kleine Schulhäuser haben da-

dellen zu benachteiligen, die lediglich 
eine Behelfslösung darstellen. Beim 
jetzigen Stand der Dinge bezahlen 
Einzelverdiener-Familien durch ihre 
Steuern für die Fremdbetreuung von 
Doppelverdienern. Da wäre ja einer 

Gymnasiallehrer mit Begeisterung: Oskar Freysinger. 

schön dumm (oder ein hoffnungsloser 
Idealist), wenn er seine Kinder noch 
selber erziehen würde.

Oskar Freysinger, Nationalrat, Gymnasiallehrer, 
lic. phil. I, Vater von drei Kindern, Savièse (VS)

Bundesrat und Bundesversammlung möchten von den Stimm-
berechtigten am 3. März 2013 einen Verfassungsauftrag, um 
«das Engagement von Bund und Kantonen im Bereich der 
Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit 
zu verstärken». Wer wenigstens ungefähr wissen möchte, was 
denn ein solcher Aufbruch in die familienpolitische Zukunft 
kosten könnte, erfährt dies nicht. 

notwendigen Investitionen lässt sich 
noch nicht abschätzen.

Von der Freiwilligkeit  
zum Obligatorium

Echallens, eine Gemeinde mit 5’400 
Einwohnern und Schulstandort für 31 
umliegende Gemeinden, macht es vor. 

Busfahrpläne, Transport- und Betreu-
ungskosten zwangen die Behörden, 
Farbe zu bekennen. Die Real- und Se-
kundarschule Trois-Sapins mit 780 
Schülern verkürzt die Mittagspause 
auf eine Stunde. Um allen Schülern 
den Verbleib an der Schule zu ermög-
lichen, wird die Kantine für 1,5 Millio-
nen Franken ausgebaut und ein war-
mes Mittagessen für 10 Franken 
angeboten. Aus Zeitgründen können 
die meisten Schüler nicht mehr über 
Mittag nach Hause. Praktisch bedeu-
tet dies die Einführung der Tagesschu-
le, ohne dass dies explizit so gesagt 
wird. 

Anleitung zum Rechnen
Der Kanton Waadt hat 700’000 Ein-

wohner, die Schweiz über 8 Millionen. 
1 Milliarde Franken im Kanton Waadt 
sind umgerechnet 11,5 Milliarden 
Franken für die Schweiz.
Philipp Stauber, Unternehmer, Lausanne (VD)

Mehr Infos unter
www.familienartikel-nein.ch

nicht erreicht. Die Zuteilung von ver-
haltensauffälligen Kindern bringt das 
Fass zum Überlaufen. Nicht genug da-
mit; jetzt sollen gar integrative Klassen 
mit Altersdurchmischung gebildet 
werden. Kinder, Eltern und Lehrer 
sind frustriert. Lernen wir von diesen 
Erfahrungen und greifen auf bewährte 
Modelle zurück, damit die angerichte-
ten Schäden wieder eliminiert werden 
können.

Geschätzte Kosten für die flächendeckende Einführung  
der ausserschulischen Betreuung

11,5 Milliarden Franken

8 Millionen Einwohner

1 Milliarde Franken

700’000 Einwohner Kanton Waadt

was die deutsche Koordinatorin 
für Bildungs-, Familien- und Frau-
enpolitik bei der Konrad-Adenauer-
Stiftung (Berlin), Christine Henry-
Huthmacher (58), in einem Vergleich 
der «Familienpolitik in der Europäi-
schen Union» feststellte: «Der Staat hat 
in der Familienpolitik die Übersicht 
verloren.» 

Gegen Verluderung der  
Familienpolitik

 «Bei den familienpolitischen Instru-
menten das richtige Gleichgewicht zu 
finden, ist in wirtschaftlich schwieri-
gen Zeiten von besonderer Bedeu-
tung», rät sogar die OECD im Bericht 
«Doing Better for Families» zu Zu-
rückhaltung. Zudem sei für eine gute 

Familienpolitik immer noch «ent-
scheidend, wie gut sich die Eltern um 
ihre Kinder kümmern». Mit einem 
Nein zu «umfassender Familienpoli-
tik» wird diese gut schweizerische Ei-
genverantwortung gestärkt.

Judith Uebersax, Sattel (SZ), Mutter von  
drei Kindern, Geschäftsführerin SWISS LINK 
Personal AG, Freienbach (SZ) 

Silvia Blocher, ausgebildete 
Primarlehrerin, Mutter von 
vier erwachsenen Kindern 
und Grossmutter von acht 
Enkelkindern, wohnhaft in 
Herrliberg (ZH)



«Praxisnahe Berufsbildung 
macht uns stark»
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Der Lehrlingsverantwortliche der Firma Victorinox, Toni Blaser, welcher 
seit 28 Jahren Auszubildende betreut, beklagt unter anderem das abneh-
mende Textverständnis der Schulabgänger. Oft verstünden diese gar nicht, 
was sie lesen. Ebenso vermögen immer weniger Lehrlinge fehlerfrei zu 
schreiben. Auch andere wichtige Fähigkeiten wie etwa Kopfrechnen wür-
den immer stärker vernachlässigt, was sich in der Praxis negativ auswirke. 
Für die tägliche Arbeit in einem Betrieb wie Victorinox, welcher jährlich 13 

Lehrlinge ausbildet, sind jedoch genau diese Fähigkeiten unabdingbar. Er 
stellt auch fest, dass das, was man den Lehrlingen erklärt und gezeigt hat, 
sehr schnell wieder vergessen ist. Sie müssten vermehrt üben und repetie-
ren. Das müsste auch in der Schule verstärkt gemacht werden.
Zur Zeit bildet Victorinox 46 Lernende aus, pro Jahrgang rund 13: 4 Auto-
matiker/innen, 6 Polymechaniker/innen, 1 Kaufmann/Kauffrau, 1 Logisti-
ker/in, 1 Detailhandelsfachmann/frau.

Victorinox: Es fehlt oft am Verstehen

	Das duale Berufsbildungssystem mit soliden, an-
spruchsvollen Berufslehren im Mittelpunkt ist das 
bewährte Mittel gegen Jugendarbeitslosigkeit. Es 
muss deshalb erhalten und gestärkt werden.

	Wirtschaft und Politik haben gemeinsame Bildungs-
ziele zu formulieren. Die Ziele sollen dem kulturellen 
und wirtschaftlichen Anforderungsprofil der Schweiz 
Rechnung tragen. Die eigenständige schweizerische 
Volksschule ist von bürokratischen Vorgaben aus 
dem Ausland abzukoppeln.

	Massgebend für die Beurteilung des Berufsbildungs-
systems hat allein der Beschäftigungsgrad der Ju-
gendlichen zu sein und nicht die Zahl akademischer 
Abschlüsse.

	In der Volksschule werden die Klassen von eigen-
ständig verantwortlichen Klassenlehrern geführt. 
Diese können die Schüler gesamthaft beurteilen. Das 
Fachlehrer-System mit dem massiv überbordenden 
Einsatz von Heilpädagogen ist der Volksschule we-
sensfremd und deshalb zu verwerfen.

	Jeder Oberstufenlehrer soll die Berufswelt ausserhalb 
des Bildungswesens aus persönlicher Erfahrung ken-
nen. 

	Die Volksschule hat Allgemeinbildung zu vermitteln. 
Grundfertigkeiten sowie Fähigkeiten aller Schülerin-
nen und Schüler sind durch regelmässiges Üben von 
lebenslang nutzbarem Wissen zu festigen.

	In den allgemeinbildenden Fächern der Volksschule 
ist allen Schülern zu vermitteln, dass Freiheit und De-
mokratie sowie Arbeitsmoral, Selbstverantwortung 
und Leistungsbereitschaft grundlegende Wesens-
merkmale der christlich-abendländischen Kultur 
sind.

Der Zentralsitz und die Produktion von Victorinox sind in Ibach-Schwyz, im Herzen der Zentralschweiz, am Fusse der mächtigen Mythen.

Genug des Reformeifers in unseren Schulen.

Quelle: Eurostat, SECO, Stand: Oktober 2012.

Jugendarbeitslosigkeit im Vergleich 
mit europäischen Ländern
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	Die Benotung schulischer Leistungen spornt an und 
hilft, frühzeitig Schwächen zu erkennen, um Verbes-
serungen zu ermöglichen. Schulleistungen sind des-
halb zu benoten.

	Schülerinnen und Schüler der Volksschule haben in 
der ganzen Schweiz Abschlussprüfungen zu bestehen, 
nämlich:

	 • eine Abschlussprüfung am Ende des sechsten Schul-
jahres für die Niveauzuteilung in der Oberstufe

	 • die Abschlussprüfung nach dem neunten Schuljahr, 
die Lehrmeistern als Qualifikationshilfe für Lehrlinge 
dient und das Lehr- und Ausbildungsverhältnis auch 
bezüglich Salär beeinflussen kann.

	Zu Beginn des achten Schuljahres (zweites Oberstu-
fenjahr) hat jeder Volksschüler eine Zwischenprü-
fung zu bestehen. So werden  Lücken im Grundwissen 
erkannt. Diese sind in speziellen Gruppen im norma-
len Unterrichtsrahmen bis zum Ende der Schulzeit zu 
schliessen, nötigenfalls auf Kosten des Unterrichts in 
der zweiten Fremdsprache.

	Nur mit einem solchen Konzept bietet die Volksschu-
le nach dem Schulabschluss gegenüber der Berufswelt 
die Gewähr, dass das gemäss Lehrplan vermittelte 
Grundwissen und die eingeübten Grundfertigkeiten 
von allen Schulabgängern beherrscht werden.

Massnahmenkatalog 
zur Stärkung von Volksschule und Berufsbildung

Das Positionspapier «Volksschule 
und Berufswelt» kann in Kürze 
unter www.svp.ch abgerufen 
werden. Es ist aus Gesprächen 
mit Lehrlingsbeauftragten diverser 
Firmen sowie mit Lehrpersonen 
entstanden und enthält viele 
weitere Forderungen und 
Erklärungen.

Der Leiter Human Resources bei der Firma Stadler Bussnang AG (Thur-
gau), Markus Frei, bedauert die Vernachlässigung bestimmter Aufgaben-
gebiete in der schulischen Bildung, die sich im Arbeitsalltag bemerkbar 
mache. Mit dem faktischen Wegfall des Schulfachs Werken wird das hand-
werkliche Geschick vollkommen vernachlässigt, statt gefördert. Viele junge 

Menschen haben so gar keine Möglichkeit mehr, ihre Talente zu entdecken 
und auszubauen. Auch grundlegende Kenntnisse über Werkzeuge und die 
korrekte Handhabe werden nicht länger vermittelt, was für die Betriebe 
gravierende Auswirkungen hat. Stadler Bussnang AG bildet jedes Jahr 17 
bis 18 Lehrlinge in 9 Berufen aus.

Stadler: Werken fehlt in der Schule

Automatiker im 4. Lehrjahr beim Verdrahten eines 400-V-Steuerschrankes 
für einen italienischen FLIRT (Schienenfahrzeug für den Regionalverkehr).

Die Stadler Rail von a . Nationalrat Peter Spuhler baut Schienenfahrzeuge für den Regional- und Stadtverkehr.  
Hier das fertige Produkt vor dem Firmensitz in Bussnang (TG).

Baustelle Schule
Die Meinungen im schweizerischen Politfeld sind weit gestreut. Es gibt kaum ein Thema, 
bei dem Einigkeit herrscht. Zumindest in einem Punkt hat man sich jedoch gefunden: 
Die Bildung bildet einen Grundstein des schweizerischen Erfolgs. Da die Schweiz keine 
Rohstoffe besitzt, ist es absolut notwendig, im internationalen Vergleich einen hohen 
Bildungsstandard zu bewahren, um langfristig konkurrenzfähig zu bleiben. Über den 
Weg, der zu diesem Ziel führen soll, herrschen geteilte Meinungen.

Aufgerüttelt durch das verhältnis-
mässig schlechte Abschneiden der 
Schweiz in der ersten PISA-Studie 
machte sich vor Jahren regelrechter 
Reformen-Wahn breit. Mit dem Ar-
gument, in Finnland – immerhin Sie-
ger der PISA-Studie – werde das an-
ders gehandhabt, wurde unser 
bewährtes System in hektischen «Re-
formschritten» umgekrempelt. Millio-
nen wurden investiert, um dem «Vor-
bild Finnland» näher zu kommen. 

Drei mal zwei macht vier
Betrachtet man das Ergebnis dieser 

Investitionen, fällt es erschreckend er-
nüchternd aus: Inzwischen werden 
über 50% aller Kinder schulinterne 
Förderungsmassnahmen verordnet. 
Die Lehrmeister beschweren sich, 
dass den Lehrlingen elementare 
Fähigkeiten wie Schreiben und 
Rechnen fehlen. Nur die Nach-
richt, das Bildungsniveau in 
der Schweiz sei gestiegen, 
bleibt bis heute aus. Diese 
Bilanz muss aufrütteln!

Grundlagen fehlen
Die Lehrpläne werden mit immer 

mehr Stoff beladen. Zuerst kam Früh-
französisch, dann Frühenglisch. Heute 
sollen Primarschüler bereits 2 bis 3 
Sprachen erlernen; sie haben aber allzu 
oft Mühe, fliessend Deutsch zu lesen. 
Dazu kommen Forderungen von Sei-
ten der Medienwelt. Die Kinder sollen 
schon in der Primarschule das Zehn-
fingersystem lernen, damit sie im In-

ternet recherchieren können und Zu-
sammenhänge erkennen. Müssten sie 
jedoch zu einer Mathematikaufgabe 
den einleitenden Text verstehen, be-
kunden viel zu viele Mühe. In Religion 
und Kultur werden den Kindern 
Kenntnisse über die Weltreligionen 
und andere Kulturen vermittelt. Ein-
fachste Anstandsregeln aus unserer 
Kultur vermisst man indessen. Und 

grundlegendes Wissen über unsere 
christlich-abendländische Kultur ist 
praktisch nicht vorhanden.

Weniger wäre mehr
Auch wenn sich all das Wissen und 

die Kompetenzen in den Lehrplänen 
gut machen – welche Eltern wollen 
nicht, dass ihr Kind mehrere Fremd-

sprachen beherrscht, im Internet re-
cherchieren kann und andere Kultu-
ren kennt? –, sieht die Realität leider 
anders aus. Auch heute noch wird in 
den Schulzimmern nur mit Wasser ge-
kocht. Und ich frage mich, ob weniger 
nicht mehr wäre. Mit all dem Lehr-
stoff, der den Kindern vermittelt wer-
den soll, ist es als Lehrperson schwie-
rig, genügend Zeit für die Grundlagen 
zu reservieren. Doch wenn die Grund-
lagen nicht sitzen, kann auf nichts 

wirklich aufgebaut werden. Wer 
Deutsch nicht beherrscht, wird auch 
in den Fremdsprachen Mühe haben. 
Wer bei einfachen Rechenaufgaben 
scheitert, wird schwerlich komplexe 
naturwissenschaftliche Phänomene 
begreifen. Das ursprüngliche Ziel der 
Reformen, Kinder optimal zu fördern, 
tönt sicherlich gut, doch leider wurde 
es bei Weitem verfehlt.

Lehrperson im Mittelpunkt
Wenn wir uns auf unsere Schulzeit 

zurückbesinnen und darüber lachen, 
wie viel oder wenig wir gelernt haben, 
fällt schnell auf, dass die Person des 
Lehrers dabei die grösste Rolle spielt. 
Das System lehrt den Kindern nichts. 
Der Lehrer vermittelt den Stoff. Daran 
kann kein Schulsystem etwas ändern. 
Ich hatte in meiner Kantonsschulzeit 
einen Lehrer, der ausser der Wandta-
fel, einer weissen Kreide und unseren 

Andrea Hiestand, Primarlehrerin (4. Klasse), 
Jahrgang 1982, wohnhaft in Winterthur

Praxisbezug und Integration seien in der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
enorm wichtig, sagt der Holzbauunternehmer Thomas Burgherr. Er bildet  
im eigenen Betrieb Lehrlinge aus und wirkt als Dozent an der Fachhochschule  
für Holzwirtschaft in Biel. Bildung ist für den Aargauer SVP-Kantonal- 
präsidenten also täglich Brot.

Seit 1866 betreibt die Familie Burg-
herr in Hintermoos im südlichen Teil 
des Kantons Aargau einen Holzbaube-
trieb und Holzhandel. Noch heute er-
innert der Firmenname Burgherr 
Moosersäge AG an die lange Traditi-
on, die Thomas Burgherr in fünfter 
Generation weiterführt. Der Betrieb 
beschäftigt heute 17 Mitarbeitende, 
darunter gegenwärtig fünf Lehrlinge. 
Dank eines engagierten Betriebsleiters 
kann Thomas Burgherr seine politi-
schen Aktivitäten als Grossrat und als 
Präsident der Kantonalpartei sowie als 
Dozent ausüben.

 
Praxisbezug wird geschätzt

«Mein Berufswunsch war eigentlich 
Lehrer», blickt der 50-jährige Unter-
nehmer auf seine Primarschulzeit zu-
rück. Doch er entschied sich später für 
den Beruf des Zimmermanns. Nach 
seiner  Weiterbildung zum eidgenös-
sisch diplomierten Zimmermeister 
reizte ihn dennoch die Lehrtätigkeit. 
Er stieg als nebenamtlicher Dozent 
ein. Diese Funktion übt Burgherr nun 
bereits seit 22 Jahren an der Techni-
ker- und Fachhochschule für die 
Holzwirtschaft in Biel aus.

«Ich vermittle sehr gerne Wissen», 
erklärt der erfahrene Berufsmann und 
Unternehmer. Er gibt seine Kenntnis-
se und praktischen Erfahrungen in 

den Gebieten Kalkulation und Unter-
nehmensführung an junge Berufsleute 
weiter. «Sie schätzen den Praxisbezug 
enorm, den ich einbringen kann», 
stellt Burgherr fest. Manchmal werde 
er geradezu mit Fragen bombardiert, 
«doch ich liebe meine Aufgabe, und 
das hält mich selber jung». 

Junge Leute fördern
In seiner Funktion als Mitglied ver-

schiedener Schulkommissionen hat 
sich Burgherr immer dafür eingesetzt, 
dass die Berufslehre gegenüber der 
Maturität und Fachhochschulen nicht 
benachteiligt wird. «Das duale Berufs-
bildungssystem müssen wir stärken, es 
hat unser Gewerbe und unsere Indust-
rie stark gemacht.» Im Vordergrund 
solle eine praxisgerechte Ausrichtung 
stehen, die dem Lernenden den wirkli-
chen Berufsalltag vermittelt, erklärt 
der Unternehmer. «Ich erwarte von 
den Lehrlingen eine leistungsorien-
tierte Arbeitshaltung. Diese soll durch 
die Vorgesetzten auch vorgelebt wer-
den».

Diese Prinzipien setzt Burgherr auch 
im eigenen Betrieb um: «Es gehört bei 
uns zur Tradition, dass wir immer vie-
le Lehrlinge ausbilden. Eine gute Aus-
bildung stellen wir sicher, indem wir 
die Lehrlinge in die Arbeitsgruppen 
integrieren und so praxisnah, aber 

Thomas Burgherr mit Vorarbeiter Martin Lieb.  
Die Berufslehre darf gegenüber der Maturität und 
Fachhochschulen nicht vernachlässigt werden.

Berufstauglichkeit ist in der Arbeitswelt von heute 
weit wichtiger als akademische Abschlüsse.
Die Schweiz muss im internationalen Ausbildungswettbewerb beharrlich 
daran festhalten, dass gültiger Erfolgsmassstab für die Beurteilung der 
Berufsausbildung allein der Beschäftigungsgrad ist, der Jugendlichen dank 
ihrer Ausbildung gesichert werden kann.

Toni Blaser verlangt viel von den Lehrlingen.

Heften kein Lehrmaterial gebrauchte 
und ausschliesslich Frontalunterricht 
erteilte. Aus heutiger Sicht eine päda-
gogische Todsünde. Erstaunlicherwei-
se lernte ich bei ihm am meisten, da er 
wie kein anderer Probleme interessant 
und anschaulich erklären konnte. 
Ausschlaggebend für die Qualität der 
Schulbildung sind die Menschen – die 
Schüler und insbesondere die Lehrer. 

auch stufengerecht ins Metier einfüh-
ren», sagt Burgherr. Zu viel theoreti-
scher Unterricht sei nicht nötig, viel-
mehr könnten die jungen Leute gleich 
von Anfang an mitarbeiten. Wichtig 
sei dabei, dass der Vorarbeiter oder 
Gruppenleiter dem Lehrling ein Vor-
bild sein und die Freude am Beruf we-
cken könne.

Die 147-jährige Firmengeschichte der 
Burgherr Moosersäge AG ist von Traditi-
on und Kontinuität geprägt. Die Zahl der 
Arbeitsplätze konnte in den vergange-
nen 100 Jahren immer stabil gehalten 
werden, selbst in Krisenzeiten. Bis heu-
te wird das Rundholz für den klassi-
schen Holzbaubetrieb ausschliesslich 
aus den umliegenden Gemeinden bezo-
gen. 
«Das garantiert kurze Transportwege für 
den ökologischen, hochwertigen Bau-
stoff», erklärt Thomas Burgherr, der seit 

1997 das elterliche Geschäft führt.
Ausgeführt werden vor allem Arbeiten 
im Bereich von Tragkonstruktionen, 
Neu- und Umbauten, Sanierungen, In-
nenausbau,  Dämmungen und im Trep-
penbau. Mit der Einstellung der eigenen 
Sägerei per Ende 2009 hat das Unter-
nehmen Platz gewonnen für eine wichti-
ge Investition: den Bau einer neuen Pro-
duktionshalle. Sie schafft die nötigen 
betriebsinternen Kapazitäten für die 
Vorfertigung von Bauelementen, die im 
Häuserbau eingesetzt werden. 

Traditionsreiche Firma erneuert sich

Unternehmer in die Politik

Zusätzlich zu seinen Aufgaben in 
Beruf, Geschäft und Familie will sich  
Thomas Burgherr bewusst auf 
politischer Ebene einbringen.  
«Es braucht den Unternehmer in  
der Politik», ist seine Motivation.  
Seine wichtigsten Engagements:

•	1992 bis 2000:  
Vizegemeindeammann in Wiliberg

•	Seit 1997: Grossrat Kanton Aargau

•	1997 bis 2005: Kommission 
Bildung, Kultur und Sport,  
Kommission Fachhochschule

•	2005 bis 2009: Kommissionspräsi-
dent Geschäftsprüfungskommission

•	Seit 2012: Präsident der SVP Aargau



Der Sonderfall Schweiz –  
Wir Bürger bestimmen!

Nein zur missratenen Revision  
des Raumplanungsgesetzes

8 9

der. Betroffen wären einmal mehr die 
Familien und der Mittelstand. Auch das 
Gewerbe gehört zu den Verlierern der 
RPG-Revision. Die Angebotsverknap-
pung von Land und die massiven 
staatlichen Eingriffe in die Nutzung 
des Produktionsfaktors Boden führen 
zu steigenden Kosten. Wachstum und 
Arbeitsplätze werden gefährdet, und 
die Entwicklung der Gemeinden wird 
massiv eingeschränkt. Das Gewerbe ist 
aber auf optimale Rahmenbedingun-
gen und einen unbürokratischen Zu-
gang zu Land angewiesen. Ansonsten 
stellt sich bald die Standortfrage: Ge-
meinden mit fehlenden Reservezonen 
droht die Abwanderung von Pro
duktionsstätten und Unternehmen in 
Regionen mit genügend Landreserven. 

Neu soll der Bund den Kantonen de-
taillierte einheitliche Vorschriften zur 
Raumplanung aufzwingen können. 
Bisher legte er nur die Grundsätze fest, 
die Kantone waren für die Umsetzung 
zuständig. Diese Regelung liess zu 
Recht Raum für massgeschneiderte, 

Die RPG-Revision will das Bauland 
künstlich verknappen. Die Bauzonen 
müssen auf den theoretischen Bedarf 
für 15 Jahre beschränkt werden. Diese 
Verknappung des Baulands heizt die 
Bodenpreise an und bedeutet noch hö-
here Mietkosten. Die notwendigen 
Wohnflächen für die wachsende Bevöl-
kerung wären nicht mehr gewährleistet. 
Der vielerorts bereits bestehende Woh-
nungsmangel würde noch gravieren-

Interview mit Werner Messmer, Präsident Schweizerischer 
Baumeisterverband SBV

Die RPG-Revision zwingt die Kanto-
ne zu Rückzonungen, d.h. zur Um-
wandlung von Bauland in Nichtbau-
gebiet. Wäre dies nicht sinnvoll?

Nein, denn damit wird Bauland ent-
eignet, d.h. es verliert an Wert. Für 
diese Wertminderungen muss die öf-
fentliche Hand – also wir Steuerzahler 
– den betroffenen Eigentümern Ent-
schädigungen in Milliardenhöhe zah-
len. Gemeinden und Kantone sollen 
die Planung der Einzonungen nach 
den lokalen Erfordernissen vorneh-
men – so, wie es sich bislang bewährt 
hat.

Mit dem revidierten RPG kann der 
Staat Landeigentümer innert Frist 
zum Bauen zwingen. Haben Sie als 
Präsident des SBV nicht ein Interesse 
an mehr Baustellen?

Die sogenannte «Bauverpflichtung» 
ist nicht nur ein massiver Eingriff ins 
Privateigentum – dieser Begriff und 
das «öffentliche Interesse», welches 
vorliegen muss, sind rechtlich über-
haupt nicht definiert. Diese Regelung 

Diese Leute brauchen Platz und eine funktionierende Infrastruktur. Auch in 
Bezug auf die Raumplanung stellen sich Fragen.  Die Zuwanderungsprobleme 
über das RPG lösen zu wollen, ist jedoch falsch. Mit einer künstlichen Verknap-
pung des Bodens und höheren Mieten würden noch einmal die Schweizer zur 
Kasse gebeten. Migrationsfragen müssen über die Migrationspolitik gelöst 
werden – dort muss die Verantwortung wahrgenommen werden!

«Die zunehmende 
Einwanderung führt 
zu einem rasanten 
Bevölkerungswachstum: 
Die Schweiz zählt heute 
bereits 8 Millionen 
Menschen.»Sylvia Flückiger-Bäni, Nationalrätin,  

Schöftland (AG)

Die Schweiz hat nicht weniger schlechte Politiker als andere Staaten, aber sie hat eine bessere Staatsordnung. Sie ist  
weltweit ein Sonderfall. Ihre Verfassung steht der Zentralmacht der Politiker entgegen. Vor allem aber haben die  
Schweizer Bürger etwas mehr zu sagen als anderswo, so dass unsere Politiker etwas weniger Dummheiten machen  
können als anderswo. So hat das Schweizer Volk den Politikern zum Beispiel eine Schuldenbremse verordnet.

Die obersten Gesetzgeber der 
Schweiz sind die Stimmbürger. Das ist 
einmalig. Zudem: Was die kleinste 
Gemeinschaft regeln kann, soll diese 
selber regeln. Was die Familie regeln 
kann, soll diese selber regeln. Der Staat 
soll sich, wenn immer möglich, raus-
halten. Wenn eine Familie Hilfe 
braucht, soll die Gemeinde helfen. 
Nur wenn es in der Gemeinde nicht 
geht, soll der Kanton einspringen – 
und nur im schlimmsten Fall der 
Bund. Man nennt diese erfolgreiche 
Organisation der Schweiz von unten 
nach oben «Föderalismus». 

Stimmbürger retten die 
Schweiz
So lesen wir heute täglich:

	«Die Schweiz: Insel des Wohl
standes»,

	«Die Schweiz: Musterknabe bei der 
Staatsverschuldung»,

	«Die Schweiz: das stabilste Land der 
Welt»,

	«Die Schweiz: höchste Lebens
qualität in Europa».

Weil die Stimmbürger vor 20 Jahren 
den Beitritt der Schweiz zum EWR 
und zur EU verhindert haben, ist die 
Schweiz heute nicht Mitglied der EU. 
Und darum geht es ihr – im Verhältnis 
zu anderen Staaten – besser oder zu-
mindest weniger schlecht. 

Abkehr vom bewährten  
Sonderfall

Bis heute zumindest war es so. Aber 
wird es so bleiben? Sicher nicht, wenn 

die Bürger nicht zum Rechten sehen.
Die bewährte schweizerische Ord-

nung ist in grosser Gefahr. Es brennt, 
weil überall versucht wird, den be-
währten Sonderfall zu beseitigen: Der 
Zentralismus wird vorangetrieben 
und unentwegt wird versucht, die 
Volksrechte zu schmälern und die 
Bürger zu entmündigen. 

So installiert man heimlich fremde 
Richter und akzeptiert die Übernahme 
von ausländischem Recht! Man gibt 
dem Ausland nach und opfert die 

Freiheit der Schweizerinnen und 
Schweizer. Die Bürger sollen mög-
lichst wenig zu sagen haben und die 
Politiker möglichst viel. Die Bürger 
sollen nur noch bezahlen: Steuern, 
Mehrwertsteuern, Abgaben und Ge-
bühren. Dadurch wird es den Leuten 
zwar schlechter gehen – umso besser 
aber den Politikern. 

Entmündigung der Bürger
Die unausgesprochene Devise der 

Classe politique lautet: Weniger Macht 

Für die Schweiz waren die direkte 
Demokratie und die gut ausgebauten 
Volksrechte stets ein Garant für Wohl-
stand, Sicherheit und Stabilität. Die 
Volkswahl des Bundesrates baut die 
Mitsprachemöglichkeit der Bürgerin-
nen und Bürger aus. Abfällige Bemer-
kungen und Entschuldigungen, die 
nach manchen Volksentscheiden im 
Ausland zu hören sind, zeigen, wie die 
politische Elite in der Schweiz dem 
Volk misstraut. Es gilt Gegensteuer zu 
geben. 

Darum JA zur Volkswahl:
 Die Volkswahl hat sich in den Kan-
tonen und Gemeinden bewährt. Die 
Wahl ist transparent und führt zu 
einer besseren Kontrolle der Macht. 

 Die Volkswahl ist ein Vertrauensbe-
weis ans Volk. Dies ist gerade in Zei-
ten wie diesen wichtig, auch gegen-
über dem Ausland, wo die Eliten 

ihre Länder teilweise in den Ruin 
getrieben haben, ohne dass das Volk 
ein Mitspracherecht gehabt hätte.

	Der lateinischen Schweiz werden 
mindestens zwei Sitze in der Verfas-
sung ausdrücklich garantiert. Dies 
ist heute nicht der Fall.

Dem Volk vertrauen – den Eliten auf die  
Finger schauen – JA zur Volkswahl Bundesrat 

Bereits 1848 bei der Formulierung einer 
neuen Bundesverfassung war die Volks-
wahl des Bundesrates ein Thema. Die 
damalige Revisionskommission lehnte 
den Vorschlag, den Bundesrat durch das 
Volk zu wählen, nur ganz knapp, mit 10 
zu 9 Stimmen, ab. Neben verschiedenen 
parlamentarischen Vorstössen, welche 
der Volkswahl zum Durchbruch verhel-
fen wollten, kamen in den Jahren 1900 
und 1942 bereits zwei Volksinitiativen 
zur Volkswahl des Bundesrates zur Ab-
stimmung, jeweils kombiniert mit zu-
sätzlichen Anliegen wie der Erhöhung 
der Anzahl Bundesräte.

Urheberin dieser Initiativen war die Sozialdemokratische Partei. Die Volks-
wahl wurde historisch also auch immer wieder von linker Seite gefordert. 
Deshalb zeigten auch in der aktuellen Parlamentsdebatte zur Volkswahl 
links-grüne Parlamentarierinnen und Parlamentarier Sympathien für das An-
liegen und stimmten der Initiative teilweise zu, wie etwa Bastien Girod und 
Robert Cramer von der Grünen Partei. 

Aus den Reihen der SP-Fraktion wurde in der Folge ein eigener, abgewandel-
ter Vorschlag für eine Volkswahl eingereicht. Und auch der Waadtländer SP-
Regierungspräsident Pierre-Yves Maillard äusserte sich in den Medien klar: 
«Ich bin seit 20 Jahren für die Volkswahl des Bundesrats und ändere meine 
Meinung nun sicher nicht, nur weil die SVP das Thema auf den Tisch bringt».

Unterstützung für die Volkswahl  
von links und rechts

Nationalrat Yvan Perrin setzt sich für die Rechte der 
Bürgerinnen und Bürger ein.

Die Volkswahl des Bundesrates stärkt die Volksrechte und schränkt die Macht 
der Classe politique ein. Es ist nicht einzusehen, weshalb die Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürger in den Kantonen und Gemeinden die Regierung an der Urne 
wählen können und ausgerechnet auf Bundesebene nicht. Wer das Volk wählen 
lässt, zeigt, dass er diesem vertraut.

	Hinterzimmerabsprachen und un-
appetitliche Spiele vor den Bundes-
ratswahlen, wie sie in der Vergan-
genheit leider immer wieder 
vorgekommen sind, werden unter-
bunden. Das Volk hat ein gutes Sen-
sorium für die richtige Zusammen-
setzung der Regierung.

 Die Volkswahl des Bundesrates fin-
det alle vier Jahre, gleichzeitig mit 
den Nationalratswahlen, statt. Da-
mit braucht es keine zusätzlichen, 
teuren Kampagnen für die Bundes-
ratswahlen. 

Yvan Perrin, ehemaliger Polizist, Sicherheits
berater für Unternehmen, Nationalrat und 
Regierungsratskandidat für den Kanton 
Neuenburg, La Côte-aux-Fées (NE)

Die vorliegende RPG-Revision führt zu massiven Staatseingriffen, zu einer 
neuen Regulierungsflut und zu inakzeptablen Eingriffen ins Privat­
eigentum. Aus diesen Gründen kämpfen ein breit abgestütztes bürgerliches 
Komitee und zahlreiche Wirtschaftsverbände gegen die missratene Geset-
zesvorlage. 

• Horror-Mieten auf engstem Raum 
Die RPG-Revision will die Bauzonen begrenzen: Nur für den «voraussichtli-
chen Bedarf für 15 Jahre» darf eingezont werden. Diese künstliche Ver­
knappung des Baulands heizt die Bodenpreise an. Ein Anstieg der Land-
preise bedeutet auch höhere Mietkosten. Die Mieten werden weiter massiv 
steigen. In städtischen Gebieten und Agglomerationen, aber auch in 
touristischen Gegenden sind viele Wohnungen für Familien und den Mit­
telstand bereits heute nicht mehr bezahlbar. Diese Entwicklung würde 
sich mit dem neuen RPG zusätzlich verschärfen. 

• Raumplanungsbefehl aus Bern 
Die Raumplanung ist traditionell Aufgabe von Gemeinden und Kantonen: Der 
Bund gibt nur die Leitplanken vor. Mit der RPG-Revision ist Schluss mit den 
kommunalen und kantonalen Kompetenzen: Die Raumplanungsentschei­
de fallen in Bundesbern. 

Gemeinden und Kantone werden mit der RPG-Revision bevormundet: Sie 
dürfen die Planung der Bauzonen nicht mehr nach eigener Einschätzung vor-
nehmen, sondern müssen die Befehle aus Bundesbern befolgen. 
Weil die Bauzonen auf 15 Jahre hinaus begrenzt werden müssen, will der 
Bund die Kantone zu Rückzonungen zwingen. Gewisse Kantone müssten 
über 50% der Bauzonen aufgeben. Wer Bauland in einem Kanton wie Wallis, 
Tessin oder Thurgau besitzt, läuft Gefahr, dieses zu verlieren. Die Rückzo-
nung von Bauland in die Landwirtschaftszone ist mit massiven Wertverlus­
ten verbunden. Der Schaden für die Grundeigentümer, aber auch die 
Kostenfolgen für die öffentliche Hand wären enorm. 

• Nein zu mehr Steuern und Abgaben 
Die RPG-Revision bringt zusätzliche Zwangsabgaben. Sogenannte «Pla­
nungsmehrwerte» sind künftig abgabenpflichtig: Bei der Überbauung 
eines Grundstücks oder bei dessen Veräusserung muss der Eigentümer dem 
Staat mindestens 20% des realisierten Mehrwerts abliefern. Dies wird 
der Eigentümer auf die Mieter abwälzen. Diese massive Abgabe wird somit 
zusätzlich zu einer Verteuerung der Wohnkosten – also zu höheren Mie­
ten – führen. Einmal mehr sind die Familien, der Mittelstand und das Gewer-
be die Verlierer.

Horror-Mieten auf engstem  
Raum? – Nein zur RPG-Revision!

Am 3. März 2013 stimmen wir über die Revision des Raumplanungsgesetzes (RPG) ab. Diese Vorlage will die Bauzonen auf den 
theoretischen Bedarf für 15 Jahre beschränken. Die Verknappung des Baulands führt zu höheren Bodenpreisen und damit zu 
massiv höheren Mieten. Die RPG-Revision ist abzulehnen, denn sie führt auch zu neuen Steuern, mehr Bürokratie und einer 
Einschränkung der kantonalen Kompetenzen.

regionale Lösungen: Die Situation in 
der Stadt Genf ist anders als im ländli-
chen Entlebuch. Aus diesen Gründen 
sollen die Kantone und Gemeinden die 
Planung der Bauzonen auch in Zu-
kunft nach eigener Einschätzung vor-

nehmen können, statt die Befehle aus 
Bern befolgen zu müssen. Überhaupt 
würde die RPG-Revision vielerorts zu 
Rechtsunsicherheit führen. Wann ist 
eine Rückzonung nötig? Wann darf 
enteignet werden? Wann kann ein 

Landeigentümer zur Überbauung ge-
zwungen werden? Über diese Fragen 
hätten die Verwaltung und die Gerich-
te zu entscheiden. Auch dies zeigt: Die 
RPG-Revision ist gründlich missraten 
– darum stimme ich Nein.

Jean-François Rime, Nationalrat, Bulle (FR), 
Präsident Schweizerischer Gewerbeverband sgv

Werner Messmer, a. Nationalrat FDP (TG),
Präsident Schweizerischer Baumeisterverband SBV

«Für diese Wert
minderungen muss 
die öffentliche  
Hand – also wir 
Steuerzahler – den 
betroffenen Eigen
tümern Entschädi-
gungen in Milliar-
denhöhe zahlen.»
kann nach Belieben ausgelegt werden. 
Rechtsunsicherheit und behördliche 
Willkür sind vorprogrammiert. Es 
drohen lange Gerichtsverfahren. Die-
se Verfahren wären für Private, Unter-
nehmen, aber auch den Staat mit ho-
hen Kosten verbunden. Die Schweiz 
würde als Unternehmensstandort, 
aber auch in ihrer Attraktivität als 
Wohnort geschwächt. Das wäre auch 
für das Baugewerbe ein Nachteil.

Die Abstimmung zur Volkswahl findet 
voraussichtlich am 9. Juni 2013 statt.  

Mehr Infos unter 

www.volkswahl.ch

Warum sollen  
wir Milliarden 
mit Steuern 
bezahlen, damit 
die Politiker 
die Familien 
zerstören?
Darum am 3. März:	
Familienpolitik-Artikel NEIN!

SP-Abstimmungsplakat von 1942.

Wissenschaftlich belegt: Je mehr das Volk mitbestimmen kann, desto weniger hoch die Staatsverschuldung!

dem Bürger und mehr Macht dem 
Staat – weniger Gestaltungsraum für 
die Familie, mehr Macht den staatli-
chen  Behörden – weniger Kompeten-
zen den Gemeinden und Kantonen – 
mehr Macht dem Zentralstaat. Diese 
schleichende Entwicklung ist verhäng-
nisvoll. Resultat wird sein: Zerstörung 
des Sonderfalles, Schwächung der 
Schweiz, Zerstörung der Wohlfahrt, 
der Freiheit und der Volksrechte, 
schlechtere Schulen und Auflösung der 
Familie als wichtigste Zelle des Staates.

Der neueste Coup:  
Milliarden für Staatskinder

Was harmlos als «Bundesbeschluss 
über die Familienpolitik» daher-
kommt, hat in Wahrheit die Auflösung 
der Familie zum Ziel. Der Zentralstaat 
macht auch keinen Halt mehr vor un-
seren Familien. Jetzt soll auch die Fa-
milie – die Kindererziehung – ver-
staatlicht werden. Mit beiden Händen 
greifen anmassende Politiker in unsere 
Familien ein. Sie wollen die Erziehung 
unserer Kinder regeln. Das kostet die 
Steuerzahler Milliarden und entmün-
digt die Eltern. Kantone, Gemeinden, 
Bürger dürfen bezahlen – Beamte und 
Bundespolitiker befehlen. Einkom-
mens- und Mehrwertsteuer müssten 
erhöht werden. Das trifft die Bürger, 
nicht die Politiker. Alle werden zahlen 
müssen, damit die Politiker noch mehr 
Macht bekommen und die Rechte der 
Eltern beschnitten werden. 

Genau darum geht es beim Familien-
politik-Artikel in der Bundesverfas-
sung, der am 3. März 2013 zur Abstim-
mung kommt. Natürlich klingt dieser 
Verfassungsartikel verführerisch und 
lieblich: Von «Unterstützung» wird 
gesprochen, von «fördern» ist die 
Rede. Wir kennen diese Töne ja aus 
der EU. Wenn Politiker von «Hilfe» 
reden, dann meinen sie befehlen und 
Steuergelder verteilen. Sie reden von 
«dienen» und wollen in Wahrheit be-
herrschen!

Christoph Blocher, Nationalrat und  
a. Bundesrat, Vater von vier erwachsenen 
Kindern, Herrliberg (ZH)



Das Kind nicht mit dem Bad  
ausschütten – darum  
NEIN zur Minderinitiative!
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Masslos übertriebene Millionengehälter und überbordende Bonibezüge gewisser «Spitzenleute» der Wirtschaft 
stören den Arbeitsfrieden. Derartige Exzesse behindern auch eine sachliche Diskussion um die Revision des 
Aktienrechtes. Darum hat die eidgenössische Volksinitiative «gegen die Abzockerei» (Minderinitiative) ein 
wichtiges Thema aufgegriffen. Und trotzdem sage ich mit Überzeugung Nein zu diesem Volksbegehren.

Warum? Weil Neid und Missgunst 
allein bei der gesellschaftspolitischen 
Gestaltung unseres Zusammenlebens 
und Zusammenarbeitens ausgespro-
chen schlechte Ratgeber sind. Das eid-
genössische Parlament hat diese Zu-
sammenhänge zum Glück erkannt. 
Mit dem Gegenvorschlag der Bundes-
versammlung zur Minderinitiative 
wurde eine griffige Alternative be-
schlossen. Sie verzichtet auf übertrie-
bene Regulierungen und Einschrän-
kungen der Handlungsfreiheit des 
Eigentümers (Aktionärs). Bevormun-
dung und masslose Bürokratie gemäss 
Rezept der Minderinitiative wären 
nämlich der falsche Weg. 

Lösungswort:

Längen-
gleichheit

pers.
Fürwort schwelen

Mutter
---------------
Zahl ohne

Wert

ehem.
Währung

(Abk.)
Gefäss für

Heissgetränk Kerbe
Beiboot

---------------
Klebstoff

engl.
Mann

---------------
Tonlage

Musikstück
-----------------

Einfahrt

21 Frauenname
-----------------

franz. Rot

beziffern
---------------

flach

2

Gewürz
7 einh. Fisch

-----------------
Wieder-

belebung

3 Lustiges
---------------

Lausbub

20 Pflanzen-
faser

kräftiges
Band

12 Volumen
--------------

kauen

9

Jugendlicher
-----------------

Fischöl

Werkzeug
---------------
Hautfarbe

5 höfliche
Anrede

---------------
Institution

Heuboden
---------------

Schiff-
fahrts-
behörde

1 umgansprach:
Bewohner der
ehem. DDR
--------------------
Kochenfisch

11

aktuell
---------------

durchaus

13 Kammgarnart
-----------------

Zitrusfrucht

Terrain
---------------

taumeln

22 Teil der
Woche

---------------
Unglück

kräftig Südfrüchte

Trauerspiel-
autor

Gesichts-
ausdruck

---------------
Larve

4 entgen-
gesetzt

---------------
Küchen-

chef

weibliche
Verwandte

8

17 19 Bewertung
---------------

Keim-
zellen

15

Lebens-
hauch

---------------
ausge-
glichen

10 kurzer
Strumpf

Meeres-
bucht

---------------
Lichtbild

Trennung
---------------
ital: König

6

franz: Topf
---------------

gesund
werden

18
Waldtier

14
Zierlatte

appelieren
16

1 2 2 4 5 6 7

8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22

Name, Vorname, Adresse:

Senden Sie das Rätsel inklusive Lösungswort und Ihrer Adresse an: SVP Schweiz, Generalsekretariat, Postfach 8252, 3001 Bern. 
Die drei Gewinner werden am 1. April 2013 ausgelost. Die drei Gewinner erhalten je einen Schweizer Bauernkorb zugeschickt. 
Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

Weshalb läuft so vieles falsch bei der 
Integration von ausländischen Schülern?

Kanton Zürich: Kehrtwende 
in der Bildungspolitik 

Unter dem Vorwand der Chancengleichheit werden ausländische Schüler, welche nicht einmal eine unserer Sprachen 
beherrschen, auf Biegen und Brechen in reguläre Klassen integriert. Dabei sind sie angesichts der in einer Fremdsprache 
vermittelten Inhalte oftmals überfordert, fristen in der Folge ein Aussenseiterdasein und werden ausgegrenzt.

«Reformitis» – ein bereits bekannter Ausdruck für das seit den 70er-Jahren 
anhaltende Umkrempeln des Schulwesens. Dass auch das Stimmvolk langsam 
aber sicher genug von praxisfernen Schulreformen hat, zeigt die deutliche 
Ablehnung der Grundstufe im Kanton Zürich.  

Grundstufe vom Volk 
abgelehnt

Im Kanton Zürich hat das Stimm-
volk am 25. November 2012 die defi-
nitive Einführung des Modells Grund-
stufe klar abgelehnt. Dieser Entscheid 
ist bemerkenswert. Einem kostenin-
tensiven, nicht zielführenden «Re-
formgedanken» wurde damit eine ein-
deutige Absage erteilt. Die Ablehnung 
des Zürcher Stimmvolks hat Auswir-
kungen auf die gesamtschweizerische 
Bildungslandschaft, denn sie deutet 
eine Kehrtwende in der Bildungspoli-
tik an: Eltern haben genug von teuren 
Schulexperimenten, die ihren Kindern 
keinen Mehrwert im Hinblick auf wei-
tere Herausforderungen bringen. 

Eltern haben genug von aufgezwun-
genem altersdurchmischtem Lernen, 
das auch mit der Grund- bzw. Basis-
stufe bezweckt wird. Denn die Idee, 
verschiedene Altersstufen zusammen-
zulegen und gemeinsam zu unterrich-
ten, führt in den oftmals schon sehr 
heterogenen Klassen zu grosser Unru-
he. Die ständige Neumischung der 
Klassen erschwert die Bildung eines 
Klassengeistes.

Erfahrungen haben  
Ablehnung verstärkt

Die Zürcher Stimmberechtigten ha-
ben sowohl die «prima»-Initiative als 
auch den Gegenvorschlag des Kan-
tonsrates mit 71,29% beziehungsweise 
54,79% Nein-Stimmen deutlich abge-
lehnt.

Tatsache ist zudem, dass fast alle der 
27 Versuchsgemeinden  die Grund-
stufe abgelehnt und ein erheblicher 
Anteil auch den Gegenvorschlag ver-
senkt hat. Das Volk will nichts wissen 
von einem vom Steuerzahler finan-
zierten Versuchsfeld für irgendwelche 
Pädagogenphantasien. Das sind die 
Lehren, die aus der Zürcher Abstim-
mung gezogen werden sollten – und 
zwar schweizweit. 

Es ist an der Zeit, dass wieder mehr 
Ruhe ins Schulsystem einkehrt. Die 
Ablehnung der Grundstufe im Kanton 
Zürich ist ein Aufschrei der Stimmbe-
völkerung. 

Das Volk hat genug von nicht ziel-
führenden Reformen der Bildungs-
funktionäre.

Ablehnung Schulinitiativen
Mit dem HarmoS-Fieber hatte die Bildungsreformitis 
auch im Baselbiet unlängst einen vorläufigen Höhe-
punkt erreicht. Die Umsetzung bleibt jedoch bis heute 
unklar. Die Bildungskosten steigen weiter an. Fort-
schritte im Bildungswesen sind indes auch bei uns bis 
dato keine zu verzeichnen. Im Gegenteil.

Trotzdem lagen im November 2012 
neue Forderungen von Seiten der Leh-
rerelite im linksgrünen Politikerlager 
auf dem Tisch: Weniger Schüler, we-
niger Arbeit, kürzere Schulwege. Ent-
lastungsforderungen zum Eigennutz, 
getarnt mit Kindeswohl und Elternin-

Rücksicht auf die sprachlichen Defizi-
te zu nehmen und diese zu beheben 
versuchen. Letztendlich ist es die 
sprachliche Hürde, welche es zu über-
winden gilt, um in den anderen schuli-
schen Disziplinen wie auch im sozia-
len Umfeld Fuss zu fassen.

Die Einzigartigkeit, welche anfangs 
interessant scheinen mag, ist oftmals 
der Grund, weshalb Schüler ausge-
grenzt werden und sich im Anschluss 

isoliert und alleine fühlen. Häufig be-
ginnen solche Schüler dann, ihre Ver-
zweiflung mit Wut und Aggressivität 
zu kompensieren, oder aber sie ver-
schliessen sich ihrer Umwelt immer 
mehr. Der Glaube, dass die totale Inte-
gration eine Chance für alle sei, ist ver-
fehlt. Vielmehr ist dies ein Konstrukt, 
welches niemandem wirklich gerecht 
wird. Paradoxerweise wird mit dem 
Versuch der totalen Integration gera-

Heute fürchtet man sich vor jeder 
möglichen Ausgrenzung und Stigma-
tisierung der Schüler. Man fürchtet 
sich davor, zu viel Leistung zu fordern, 
aus Angst, man könnte dadurch die 
Individualität der Schüler beschnei-
den. Die Bildung von Spezialklassen, 
welche den Kompetenzen und Anfor-
derungen bestimmter Schüler ent-
sprächen, wird tunlichst vermieden. 
So werden Schüler, welche unsere 
Sprache nicht einmal ansatzweise be-
herrschen, direkt in die regulären 
Klassen integriert.

Es handelt sich dabei um die Patent-
rezepte gewisser Pädagogen für die 
Umsetzung der Prinzipien der soge-
nannten «integrativen Bildung», wel-
che sämtliche Schüler in reguläre 
Klassen integriert. Diese Pädagogen 
gehen davon aus, dies sei der einzig 
richtige Weg, um die Offenheit für 
Vielfalt, eine bessere Akzeptanz der 
Unterschiede und eine Verbesserung 
des Klassenklimas zu erreichen.

Der ausländische Schüler 
wird zurückgelassen

Wird ein ausländischer Schüler un-
abhängig von seiner sprachlichen 
Kompetenz für eine normale Schul-
klasse zugelassen, ist ein solcher Schü-
ler mit der Schwierigkeit der Sprache 
oftmals hoffnungslos überfordert und 
wird abgehängt und zurückgelassen.

Besser wäre es, man würde solchen 
Schülern erlauben, erst einmal die 
sprachlichen Grundlagen zu erlernen, 
in sämtlichen Unterrichtsfächern 

Mit den beiden neuen Systemen, wel-
che bereits testweise in verschiedenen 
Kantonen anliefen, werden die beiden 
Kindergartenjahre und die erste Klasse 
(Grundstufe) bzw. die beiden Kinder-
gartenjahre und die ersten beiden Pri-
marklassen (Basisstufe) zusammenge-
fasst. Die Einführung eines solchen 
Systems hat das Verschwinden des 
Kindergartens zur Folge. Es konnte 
mittels Studien aufgezeigt werden, 
dass die Modelle massiv mehr kosten, 
aber keinerlei Lern- und Wissensvor-
teile mit sich bringen. Und dennoch 
halten diverse Bildungsfunktionäre 
beharrlich an diesen Modellen fest.

Bumerang für den Werkplatz
Die Schweiz würde mit der Annahme 

der Initiative ein volkswirtschaftliches 
Eigengoal schiessen. Warum? Das 
schweizerische Aktienrecht würde zum 
unflexibelsten der Welt. In der Schweiz 
ansässige internationale Konzerne und 
börsenkotierte Unternehmungen könn-
ten auf die naheliegende Lösung kom-
men, den Firmensitz (samt vielen Ar-
beitsplätzen) ins Ausland zu verlegen. 
So würden sie übertriebenen Einmi-
schungen und Einschränkungen entge-
hen. Auch kleine und mittlere Unter-
nehmungen (KMU) würden massiv 
behindert. Dies, weil die bewährte enge 
Zusammenarbeit zwischen den grossen, 
von der Initiative betroffenen Firmen, 
und den KMU nicht mehr funktionie-
ren könnte. Das schadet dem Werkplatz 
Schweiz massiv.

Abzocker schnell am  
Kragen packen

Mit einem Nein zur Minderinitiative 
wird der Weg frei für die Umsetzung 
des überlegenen Gegenvorschlags. 
Dieser tritt bei Ablehnung der Min-
derinitiative gemäss Planung per 1. Ja-
nuar 2014 automatisch in Kraft. Das 
Parlament hat diesen Gegenvorschlag 
mit allen Stimmen gegen eine gutge-
heissen. Im Gegensatz dazu würde das 
Volksbegehren noch für Jahre gesetz-
geberische Kräfte binden, um den 
Worten auch Taten folgen zu lassen. 
Schiessen wir also nicht am Ziel vor-
bei! 

Schütten wir das Kind nicht mit dem 
Bad aus, sondern sagen wir aus voller 
Überzeugung NEIN zur Minderinitia-
tive und JA zur besseren Lösung des 
Parlaments.

Land auf, Land ab: Die Schweizer Bevölkerung hat 
genug von der Bildungs-Reformitis, denn die 
Reformen sind zumeist zu teuer, unnötig, 
verbürokratisieren die Schulen, behindern die 
Lehrer in ihrem Lehrauftrag und nützen unseren 
Kindern wenig!

Ich melde mich an  für den 13. Nationalen  
SVP-Jasscup am Samstag, 23. Februar 2013, an!

  Französische Karten	   Deutschschweizer Karten  	      Egal

Name		 Vorname			 

Adresse 	 PLZ Ort					   

Tel.		  E-Mail oder Fax 					   

Talon einsenden an: 

SVP Generalsekretariat, 
Postfach 8252, 3001 Bern
Tel. 031 300 58 58
Fax 031 300 58 59
E-Mail: imobersteg@svp.ch

mit Bundespräsident Ueli Maurer 
und SVP-National- und Ständeräten

Samstag, 23. Februar 2013
10.30 - 16.00 Uhr, 9.00 Uhr Türöffnung
in der Markthalle Toggenburg, Wattwil / SG 
Modus   		
Schieber mit zugelostem Partner.  		
4 Passen à 12 Spiele, gewertet 48 Spiele.

Kartenart	
Französische und Deutschschweizer Karten. 
			 
Preise 			
Viele attraktive und schöne Preise. Jeder Teilnehmer 
erhält ein Präsent. Wanderpreis für die Siegerin oder 
Sieger. Schätzwettbewerb: 
1. Preis Fr. 300.–; 2. Preis Fr. 200.–; 3. Preis Fr. 100.–

Teilnahmegebühr 
Fr. 30.– Jassgebühr ist an der Eingangskasse zu 
bezahlen.

Teilnehmer
Zu diesem gemütlichen Anlass sind alle SVP-Politiker,
SVP-Mitglieder, SVP-Sympathisanten sowie alle 

Jassfreunde
herzlich eingeladen.

Anmeldung
Aus organisatorischen Gründen bitten wir Sie, sich mit 
dem unten stehenden Talon per E-Mail, per Post oder per 
Fax baldmöglichst anzumelden (Platzbeschränkung).

Organisation
SVP Ortspartei Wattwil unter der Leitung von 
OK-Präsident Hansueli Hofer und Nationalrat Felix Müri.
Experte: Hans Bachmann, Ex-Jass-Schweizermeister.

13. Nationaler SVP-Jasscup

Fr. 25.– Mittagessen  (Essensbons sind an der Eingangskasse erhältlich)

Anita Borer, Kantonsrätin, Präsidentin 
JSVP Kanton Zürich, Uster (ZH) 

teressen. Ein Vorgehen, das mittler-
weile selbst gemässigten Lehrerkreisen 
sauer aufstösst. Doch der Hochmut 
der Initianten kam vor dem Fall. Zu 
Recht.

Die SVP trat im Abstimmungskampf 
an. Alleine zwar. Alle anderen duckten 
sich vor der heiligen Bildungskuh. 
Und dennoch versenkte das Volk die 
drei sogenannten Bildungsinitiativen 
deutlich. Die Schalmeien vom Kinds-
wohl in der besser betreuten Klasse in 
vertrauter Umgebung verfingen für 
einmal nicht. Und auch das Leugnen 
der enormen Mehrkosten war zweck-
los, waren die mindestens 30 Millio-
nen Franken Mehrkosten für die 
Baselbieter Steuerzahler doch unbe-
stritten. Notabene ohne Notwendig-
keit oder gar Nutzen. 

Das klare NEIN zu allen drei Bil-
dungsinitiativen zeigt auf, dass Eltern 
und Bevölkerung genug haben von 
den Umstrukturierungen und Experi-
menten in der Schule. Wann lernen 
die Bildungstheoretiker dazu?
 
Nationalrat Thomas De Courten, Leiter 
Wirtschaftsförderung, Vater von drei Kindern, 
Rünenberg (BL)

de der Ausgrenzung Vorschub ge
leistet. Und was soll man zum Lehrer 
sagen, welcher mit dieser schwierigen 
Situation umgehen muss?

Lehrer im Dilemma.  
Wen opfern?

Sollen Lehrer ihren Unterricht den 
Anforderungen einiger weniger Schü-
ler anpassen und im Gegenzug die üb-
rigen Schüler dadurch benachteiligen? 

Lehrer können ihren Unterricht nicht 
in verschiedene Niveaus unterteilen, 
ohne dass die Qualität des vermittel-
ten Wissens darunter leidet. Lehrer 
können sich auch nicht um mehr als 
eine Gruppe Schüler kümmern, ohne 
dass die Disziplin darunter leidet und 
es zu Problemen kommt. Es ist unver-
meidlich, die Notwendigkeit von spe-
zialisierten Lehrkräften anzuerkennen, 
welche sich um Schüler mit Migrati-
onshintergrund kümmern. Dadurch 
könnte vermieden werden, dass unsere 
Lehrerinnen und Lehrer mit Heraus-
forderungen konfrontiert sind, welche 
sie gar nicht lösen können und die sie 
oftmals an den Rand eines Burnouts 
bringen. Man stellt fest, dass Schüler, 
welche ihren Kompetenzen und Be-
dürfnissen entsprechend unterrichtet 
werden, in der Regel innerhalb eines 
Jahres ihr Selbstvertrauen zurückge-
winnen und Perspektiven sehen. Dies 
ist auf den Umstand zurückzuführen, 
dass sie ihre sprachlichen Fähigkeiten 
ausbauen konnten. 

So ist es ihnen schliesslich möglich, 
in eine normale Schulklasse integriert 
zu werden, mit ihren Mitschülern zu 
kommunizieren, bislang vernachläs-
sigte Fähigkeiten zum Ausdruck zu 
bringen und endlich über die uner-
lässlichen Kompetenzen zu verfügen, 
um im normalen Schulalltag bestehen 
zu können. Erst so gibt man diesen 
Kindern überhaupt eine Chance.
Ariane Doyen, Lehrerin/Psychopädagogin, 
verheiratet und Mutter von vier Kindern, 
Flantey (VS)

Ausländische Schüler haben zuerst die Sprache zu erlenen, bevor sie in reguläre Schulklassen integriert werden. Sonst werden sie abgehängt und zurückgelassen.

Ständerat Roland Eberle, ehemaliger 
Finanzdirektor Kanton Thurgau, 
Weinfelden (TG)



Eltern, die ihre Kinder 
selber erziehen, werden 
steuerlich diskriminiert!

Kommentare
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Einer für alle, alle für Einen

EU und UNO: Mitsprache der  
Bürgerinnen und Bürger unerwünscht

Bundespräsident Ueli Maurer hat zu Jahresbeginn eine prägnante  
Kurzansprache gehalten, die wir hier im Wortlaut abdrucken. 

Der Bundesrat will die Schweiz in den nächsten zehn Jahren in den UNO-Sicherheitsrat führen.  
Ein Gremium, das weltweit bei Konflikten Partei ergreift, Boykotte verhängt und verantwortlich 
ist für militärische Interventionen. Volk und Parlament sollen dazu jedoch nichts zu sagen haben.

alt; sie stammt aus der Gründungszeit 
der Eidgenossenschaft.

Die Kernaussage des Bundesbriefes 
ist zeitlos und hat unsere Gesellschaft 
geprägt. Zusammengefasst sagt er uns: 
Einer für alle, alle für Einen. Worte, 
die wir auch in der Kuppel des Bun-
deshauses finden. Oder ganz einfach 
ausgedrückt: Miteinander und fürein-
ander. Das ist so etwas wie eine Erb-
schaft, ein Vermächtnis.

Nun wissen wir, was man mit einem 
Erbe machen kann. Man kann es pfle-
gen und weitergeben, oder man kann 
es in kurzer Zeit verprassen. Wir müs-

sen unseren Wurzeln und Werten 
auch in Zukunft Sorge tragen. Die Ge-
meinschaft Schweiz funktioniert nur 
dann, wenn wir uns alle immer wieder 
fragen, was wir für unser Land tun 
können. Jeder nach seinen Möglich-
keiten und Kräften. Die Gemeinschaft 
Schweiz kann auf Dauer nicht funkti-
onieren, wenn wir uns nur noch fra-
gen, was der Staat für uns tun soll. 
Miteinander und füreinander, das ist 
die Grundlage für Sicherheit und 
Wohlstand.

Die Schweiz ist in den letzten Jahren 
immer wieder unter Druck gesetzt 
worden. Wir brauchen darum Bürge-
rinnen und Bürger, die zusammenste-

hen und sich für unser Land einsetzen. 
Wir werden auch in den nächsten Mo-
naten von verschiedenen Seiten kriti-
siert werden. Nicht weil wir etwas 
schlecht gemacht, sondern weil wir 
vieles besser gemacht haben. Wir dür-
fen stolz sein auf das, was wir erreicht 
haben. Behalten wir die Botschaft un-
seres Bundesbriefes in Erinnerung 
und gehen wir mit Selbstvertrauen in 
die Zukunft.

Bewahren wir miteinander unser 
kostbares Erbe und geben es der 
nächsten Generation weiter.

Ich wünsche Ihnen ein glückliches 
neues Jahr – es lebe die Schweiz!

mit der Neutralität der Schweiz nicht 
vereinbar ist. Ebenso wäre mit einem 
solchen Schritt die Fortführung der 
Tradition der «guten Dienste» in Fra-
ge gestellt. Gerade diese wichtige Rolle 
hat jedoch historisch den internatio-
nalen Ruf der Schweiz begründet und 
ihr weltweit Anerkennung verschafft.

Anpassung ans Ausland
Bundesrat und Parlament wollen 

sich in immer mehr Bereichen dem 
Ausland anpassen. EU-Recht, UNO-
Übereinkommen, internationale Char-
tas: Hauptsache, die Schweiz ist dabei. 
Ob die Bevölkerung dies auch so 
sieht, interessiert die Classe politique 

hingegen immer weniger. Der Bun-
desrat soll am besten selber entschei-
den können, ohne die Mitsprache des 
Volkes und häufig sogar ohne parla-
mentarischen Segen. Die wirtschaftli-
che und politische Situation um uns 
herum ist jedoch der deutlichste Be-
weis dafür, dass die Schweiz mit ihren 
Volksrechten, mit ihrer Eigenstän-
digkeit und Neutralität gut gefahren 
ist. Wohin die Zentralisierung und 
ein fehlender Einbezug der Bevölke-
rung führen, erhalten wir derzeit täg-
lich vorgeführt. Skepsis gegenüber 
internationaler Harmonisierung und 
Anpassung ist deshalb auch in Zu-
kunft ein guter Ratgeber.

Wenn wir als Gemeinschaft Schweiz 
zurückschauen und Ausblick halten, 
dann haben wir Grund zur Dankbar-
keit. Unserem Land geht es gut in ei-
ner Zeit, da es vielen Ländern nicht 
weit von uns immer schlechter geht.

Besinnen wir uns daher auf unsere 
Herkunft, unsere Wurzeln. Ich habe 
soeben wieder einmal das Bundes-
briefmuseum in Schwyz besucht. Die 
vielen historischen Zeugen der Ge-
schichte unseres Landes haben mich 
einmal mehr tief beeindruckt. Ganz 
besonders unser Bundesbrief aus dem 
Jahr 1291. Eine ehrwürdige Origi-
nalurkunde aus Pergament, 721 Jahre 

Die aussenpolitische Kommission 
des Nationalrates hat sich kürzlich ge-
gen eine Mitbestimmung von Volk 
und Parlament im Zusammenhang 
mit einer Kandidatur der Schweiz für 
einen Sitz im UNO-Sicherheitsrat aus-
gesprochen und einen entsprechen-
den Vorstoss von Nationalrat Luzi 
Stamm abgelehnt. Der Bundesrat sieht 
die Schweiz 2023/24 im UNO-Sicher-
heitsrat. Für die SVP ist klar, dass dies 

Nationalrat Pierre Rusconi, Mitglied der 
Aussenpolitischen Kommission des 
Nationalrates, Sorengo (TI)

Gespräch mit der Berner SVP-Nationalrätin und jungen Mutter  
Andrea Geissbühler über falsch verstandene Familienförderung:

Extrablatt: Im Herbst 2009 haben 
die eidgenössischen Räte beschlossen, 
es sei für die Drittbetreuung von 
Kindern ein Abzug vom steuerbaren 
Einkommen von jährlich 
10’000 Franken bei den Bundes- und 
Kantonssteuern zu gewähren. Die 
SVP-Fraktion wollte eine andere 
Regelung. Warum?

Andrea Geissbühler: Weil dieses 
einseitige Konzept zur Familienförde-
rung falsch und für Hunderttausende 
von Eltern, die ihre Kinder selber be-
treuen, steuerlich diskriminierend ist. 
Mit solchen Steuerabzügen fördert die 
Bundesversammlung ausschliesslich 
Doppelverdiener-Familien, die ihre 
Kinder in fremde Obhut geben und sie 
von bezahlten Dritten erziehen und 
betreuen lassen. Wer aber seine Kin-
der selber betreut und dafür auf einen 
Zweitverdienst verzichtet und sonsti-
ge Auslagen hat, geht leer aus und 
wird steuerlich krass benachteiligt.

Welche Vorstellungen von steuerlich 
besserer Familienförderung haben 
denn Sie und die SVP?

Als Berner Mutter darf ich an Jeremias 

Gotthelf erinnern, der schrieb: «Im 
Hause muss beginnen, was leuchten 
soll im Vaterland.» Auch für die SVP 
ist die Familie das Fundament unserer 
Gesellschaft. Aber die SVP setzt sich 
für die Stärkung der Eigenverantwor-
tung ein und bekämpft jede Tendenz, 
elterliche Pflichten an den Staat abzu-
schieben. Darum hat die SVP als Re-
aktion auf den diskriminierenden 
Bundesbeschluss eine Volksinitiative 
eingereicht, die folgenden Verfas-
sungsartikel zur Abstimmung unter-
breitet: «Eltern, die ihre Kinder selber 
betreuen, muss für die Kinderbetreu-
ung mindestens ein gleich hoher Steu-
erabzug gewährt werden wie Eltern, 
die ihre Kinder fremd betreuen las-
sen.» Ich glaube, Gotthelf hätte diese 
Initiative auch unterschrieben!

Laufen Sie damit nicht Gefahr, ein-
fach eine weitere Giesskannensubven-
tion zu schaffen?

Es gehört nach meinem Verständnis 
zu den familienpolitischen Grundge-
boten, dass die Art der Kinderbetreu-
ung aufgrund des Kindeswohls und 
nicht aufgrund von steuerlichen Vor- 
oder Nachteilen zu treffen ist. Nach 

gegenwärtigem Stand der Dinge hät-
ten wir künftig in der Schweiz zwei 
Kategorien von Eltern. Eine, die ihre 
Erziehungs- und Betreuungspflichten 
an den Staat delegiert und dafür steu-
erlich belohnt wird, und eine zweite 
Kategorie, die von solcher Entlastung 
ausgeschlossen bleibt, weil sie selber 
zu ihren Kindern schaut. 

Dass dies nichts mehr mit Steuerge-
rechtigkeit zu tun haben kann, leuch-
tet jedermann ein. Und auch familien-
politisch ist es falsch, ausgerechnet das 
Delegieren von Erziehungspflichten 
an den Staat steuerlich zu honorieren.

Aber in den skandinavischen 
Ländern hat man doch mit solcher 
Familienpolitik gute Erfahrungen 
gemacht, oder nicht?

Falsch! Tatsache ist, dass zum Bei-
spiel Schweden überhaupt keine Steu-
ererleichterungen für Familien ge-
währt. Andererseits gehen fast alle 
skandinavischen Länder den von der 
SVP ebenfalls als richtig erkannten 
Weg und zahlen sogar ein Erziehungs-
geld an Eltern, die keine staatlichen 
Betreuungsangebote beanspruchen. 
Davon sollten wir lernen...

Nationalrätin Andrea Geissbühler mit Töchterlein Zoe. Sie setzt sich dafür ein, dass auch Eltern, die ihre Kinder selber betreuen, einen Steuerabzug machen können. 

Das Komitee hat am 12. Juli 2011 zur Stärkung der Familien in der Schweiz die Familieninitiative 
mit 113’001 beglaubigten Unterschriften eingereicht. Die Schweizer Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger können möglicherweise noch diesen November oder Anfang 2014 darüber abstimmen.

Der Wortlaut der Volksinitiative «Familieninitiative: Steuerabzüge auch für Eltern, die ihre Kinder 
selber betreuen»:

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 
Art. 129 Steuerharmonisierung Abs. 4 (neu)
4 Eltern, die ihre Kinder selber betreuen, muss für die Kinderbetreuung mindestens ein gleich 
hoher Steuerabzug gewährt werden wie Eltern, die ihre Kinder fremd betreuen lassen.

Was will die Familieninitiative?

Die Solidarität zwischen den verschiedenen Generationen ist ein Gut, dem es 
Sorge zu tragen gilt. So hat die heutige Rentnergeneration vorwiegend selbstver-
antwortlich für ihre Kinder gesorgt, ohne Kindergeld, ohne Mutterschaftsversi-
cherung, ohne Krankenkassenprämienverbilligungen usw. Die Zeiten ändern 
sich, das ist gut so. Aber die bewährten Grundwerte gilt es zu erhalten. Die Eltern 
sind verantwortlich für die Betreuung ihrer Kinder, auch die externe gegen Ent-
gelt. Dies darf aber nur in Härtefällen auf Kosten der Allgemeinheit geschehen. 
In meinem grossen Bekanntenkreis stelle ich fest, dass viele von uns mit grosser 
Freude die tageweise Betreuung ihrer Grosskinder übernehmen – dies fördert 
erst noch den Kontakt unter den Generationen.

Als Single-Mann freue ich mich, wenn sich Eheleute für Kinder entscheiden. 
Diese Entscheidung ist aber Privatsache. Wir brauchen keine «Staatskinder», de-
ren Betreuung und Erziehung vollständig vom Staat geregelt wird. Die dadurch 
entstehenden Mehrkosten in Milliardenhöhe müssen wir alle tragen – auch die-
jenigen, die keine Kinder haben oder wollen. Deshalb: Ja zur Eigenverantwor-
tung und Nein zum Staatseingriff.

In meiner Doppelrolle als Mutter und Bäuerin fühle ich mich absolut privile-
giert. Es ist für mich ein grosses Glück, die Erziehung meiner Kinder und die 
Ausübung meines geliebten Berufes so kombinieren zu dürfen. Das Leben mit 
der Natur, die Nähe zu den Tieren und die Anwesenheit der Eltern sind sicher-
lich gewaltige Vorteile, welche Bauern ihren Kindern offerieren können. Der-
einst Grossmutter zu werden und mich um meine Enkelkinder zu kümmern, ist 
mein Wunsch für die Zukunft. Zahlreiche junge Frauen entscheiden sich heute 
dafür, Mutter und Hausfrau zu sein. Diese Wahl gilt es genauso zu respektieren, 
wie jene, wenn sich Frauen dafür entscheiden, anderswo arbeiten zu gehen.

Ueli Maurer

Persönlich 
• 	Geboren am 1. Dezember 1950 

• 	Verheiratet, 6 Kinder 

• 	Bürger von Adelboden (BE) und 	    

Hinwil (ZH) 

• 	Primar- und Sekundarschule

• 	Kaufmännische Lehre

 

Beruf / Tätigkeiten
• 	1974 - 1994: Geschäftsführer  

einer landwirtschaftlichen  

Genossenschaft 

• 1994 - 2008: Geschäftsführer  

des Zürcher Bauernverbandes

Politische Tätigkeit
• 1978 - 1986: Gemeinderat in Hinwil 

• 1983 - 1991: Kantonsrat in Zürich 

• 1991 - 2008: Nationalrat 

• 1996 - 2008: Präsident  

der SVP Schweiz 

• 10.12.2008: Wahl in den Bundesrat 

Bundesrat Ueli Maurer,  
Eidgenössisches Departement  
für Verteidigung, Bevölkerungsschutz  
und Sport (VBS)

Hans Uhlmann, a. Ständerat, 
Jahrgang 1933, Bonau (TG)

Joël Thüring, 29 Jahre, Basel,
Unternehmer und SVP-Grossrat (BS)

«Wir Rentner 
haben  
Verantwortung  
getragen.»

Jacqueline Kolly, Bäuerin, Mutter von 
sechs Kindern, Corbières (FR)

«Es ist ein  
Privileg, Mutter 
zu sein und  
Kinder zu  
erziehen.»

«Die Mehrkosten 
in Milliardenhöhe 
tragen auch  
wir Singles.»

«Für mich ist die wichtigste politische 
Frage: Kann die Schweizer Bevölkerung  
auch in Zukunft an der Urne den Gang der 
Schweizer Politik bestimmen oder wird eine 
kleine Gruppe von Politikern oder Juristen 
das Sagen haben (in Brüssel, Strassburg,  
bei der UNO oder wo auch immer)?»

Zitat: Nationalrat Luzi Stamm, Baden (AG)

Bundespräsident Ueli Maurer setzt sich beim Besuch im Bundesbriefmuseum in Schwyz mit den Wurzeln unserer Schweiz auseinander: «Miteinander und füreinander, 
das ist die Grundlage für Sicherheit und Wohlstand». 
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In unserem Land können 
wir, gerade was die Schule, 
aber auch die Familie und 
Gesellschaft betrifft, mitre-
den. In der Gemeindever-
sammlung, an der Urne 
oder auch durch Initiativen 
und Referenden. In diesem 
«Extrablatt» kommen 
verschiedene Positionen zu 
den Bereichen Schule, 
Familie und Gesellschaft 
zum Ausdruck. Uns interes-
siert jedoch insbesondere 
Ihre Meinung zu diesen 
Fragen. Teilen Sie uns diese 
mit und senden Sie uns den 
nachfolgenden Fragebogen 
zurück.

Ich befürworte folgende Massnahmen:
Bitte kreuzen Sie alle Massnahmen an, die Sie unterstützen.

	 Die kantonale Schulhoheit ist beizubehalten. Dies führt  
zu einem gewissen Wettbewerb der Kantone, insgesamt zu 
besseren Lehrmitteln und dank Methodenvielfalt zu besse-
ren Schulen. 

	 Ein Lehrplan kann auch überkantonal Leistungsziele definieren, lässt den 
Lehrern den Weg zur Zielerreichung jedoch frei. Der kantonale Lehrplan hat 
sich am Streben nach Leistung und nicht an der Gleichmacherei zu orientieren. 
Berufsverbände und Unternehmen definieren, was sie von den Schulabgängern 
erwarten. Die Schule hat die Schüler darauf vorzubereiten, mit jährlichen 
Abschlussprüfungen und Noten. 

	 Die Schweiz soll das an der Praxis orientierte duale  
Berufsbildungssystem beibehalten und nicht immer mehr 
akademische Ausbildungen (Gymnasien, Universitäten) 
forcieren. 

	 Das duale Berufsbildungssystem mit soliden, anspruchsvollen Berufslehren im 
Mittelpunkt ist das bewährte Mittel gegen Jugendarbeitslosigkeit. Es muss 
erhalten und gestärkt werden.

 
	 In der Volksschule sollen die Klassen von eigenständig 
verantwortlichen Klassenlehrern geführt werden. 

	 In vielen Kantonen wurde das Klassenlehrer-System abgeschafft. Klassenlehrer 
können Schüler gesamthaft und besser beurteilen. Das Fachlehrer-System mit 
dem massiv überbordenden Einsatz von Heilpädagogen hat sich vielerorts 
nicht bewährt.

	 Jeder Oberstufenlehrer soll die Berufswelt ausserhalb  
des Bildungswesens aus persönlicher Erfahrung kennen. 

	 Viele Lehrer haben nie ausserhalb ihres Berufs gearbeitet. Dies wird durch den 
immer stärker akademisierten Ausbildungsweg über die pädagogische Hoch-
schule verstärkt.

	 Grundfertigkeiten wie Kopfrechnen, Lesen oder  
Schreiben sind durch regelmässiges Üben zu festigen. 

	 Die Volksschule hat Allgemeinbildung zu vermitteln. Die Fächervielfalt wird 
immer grösser. Fremdsprachen werden immer früher vermittelt. Auf der 
Strecke bleiben die Muttersprache in Wort und Schrift und das Einmaleins.

	 Sexualkunde hat in der Primarstufe nichts verloren. 
	 Es ist Sache der Eltern, die Kinder aufzuklären. In der Primarschule wird, wenn 

Ereignisse dies als erforderlich erscheinen lassen, altersgerecht über Fragen der 
Sexualität in zurückhaltender, respektvoller und ideologiefreier Art und Weise 
diskutiert und dazu nötiges Wissen vermittelt. In der Oberstufe sollen Sexuali-
tät und Fortpflanzung als Schwerpunkt im Fach Biologie thematisiert werden.

	 Leistungen sind auch durch klare Benotungen  
auszuzeichnen. 

	 Die Benotung schulischer Leistungen spornt an und hilft, frühzeitig Schwächen 
zu erkennen, um Verbesserungen zu ermöglichen. Schulleistungen sind  
deshalb zu benoten. 

	 Generelle Einführung einer Abschlussprüfung  
nach Unter- und Oberstufe. 

	 Schülerinnen und Schüler der Volksschule haben in der ganzen Schweiz  
Abschlussprüfungen zu bestehen, nämlich:

	 •	 eine Abschlussprüfung am Ende des sechsten Schuljahres für die  
	 Niveauzuteilung in der Oberstufe

	 •	 eine Abschlussprüfung nach dem neunten Schuljahr, welche  Lehrmeistern  
	 als Qualifikationshilfe für Lehrlinge dient und das Lehr- und Ausbildungs-		
	 verhältnis auch salärmässig beeinflussen kann. 

	 Die Lücken im Grundwissen sind im Hinblick  
auf eine erfolgreiche Lehre zu stopfen. 

	 Zu Beginn des achten Schuljahres (zweites Oberstufenjahr) hat jeder Volks-
schüler eine Zwischenprüfung zu bestehen. So werden Lücken im Grundwissen 
erkannt. Diese sind in speziellen Gruppen im normalen Unterrichtsrahmen bis 
zum Ende der Schulzeit zu schliessen, nötigenfalls auf Kosten des Unterrichts 
in der zweiten Fremdsprache. 

	 Praktisch begabte Schüler sind benachteiligt.  
Gerade auch deshalb ist «Werken» in der Schule  
wieder einzuführen. 

	 Die Ausdünnung bis hin zur faktischen Abschaffung des Werkunterrichts hat 
negative Folgen für die handwerklichen Berufe und benachteiligt praktisch 
begabte Schüler. Lehrlingsbetreuer oder Werkmeister aus der Privatwirtschaft 
könnten im Rahmen von Projektwochen mithelfen, diese praktischen Fähigkei-
ten zu vermitteln. 

	 Der Fremdsprachenunterricht hat  
erst in der Oberstufe zu beginnen. 

	 Es zeigt sich, dass Frühlerner gegenüber Schülern, die später mit Fremdspra-
chenunterricht beginnen, keinen echten Vorsprung erreichen. Schon nach 
kurzer Zeit werden Frühlerner mit zwei oder gar drei Jahren «Lernvorsprung» 
von den Spätlernern eingeholt. In der Primarstufe hat das Einüben der  
Muttersprache im Mittelpunkt zu stehen. 

	 Im Kindergarten ist in der Regel Mundart zu sprechen.
	 Mundart ist ein wichtiger Teil unserer Kultur und Identität und hat deshalb 

einen gebührenden Platz im Bildungswesen einzunehmen. Hier aufwachsende 
Kinder aus fremdsprachigem Milieu können sich dank der Mundart besser 
integrieren. Damit ein sinnvoller, altersgerechter Spracherwerb  
sichergestellt wird, soll wie bisher im ersten Kindergartenjahr kein Unterricht 
in Standardsprache erfolgen und im zweiten Jahr nur in geringem Masse. 

	 Eltern, die ihre Kinder selber betreuen, muss für  
die Kinderbetreuung mindestens ein gleich hoher  
Steuerabzug gewährt werden wie Eltern, die ihre  
Kinder fremd betreuen lassen. 

	 Familien mit Kindern sind steuerlich zu entlasten. So bleibt ihnen genug zum 
Leben und die Freiheit zu entscheiden, wie sie ihre Kinder betreuen wollen. 
Allerdings dürfen diese Steuererleichterungen nicht nur Familien zugutekom-
men, die ihre Kinder fremd betreuen lassen. Auf diese Weise werden Eltern,  
die ihre Kinder selbst erziehen, steuerlich benachteiligt. Das darf nicht sein. 

	 Es braucht keinen Verfassungsartikel  
über die Familienpolitik. 

	 Nach Vorstellungen vieler Politiker und Bildungstheoretiker sollen Kinder den 
Eltern möglichst früh entrissen werden, um sie in staatlichen Einrichtungen zu 
erziehen und auszubilden. Der gleichmacherische Ansatz führt zur Verstaatli-
chung von Kindern und Familien und löst Milliardenkosten aus. Die Erziehung 
der Kinder ist Sache der Eltern. Die Unterstützung der Familien muss bedarfs-
gerecht und vor Ort gelöst werden. 

	 Kleinklassen oder auch Spezialklassen sollen dort,  
wo sie abgeschafft wurden, wieder eingeführt werden.

	 Unter dem Vorwand der Chancengleichheit werden ausländische Schüler, 
welche nicht einmal unsere Sprache beherrschen, auf Biegen und Brechen in 
reguläre Klassen integriert. Das Gleiche gilt für Schüler mit grossen Lern- 
schwierigkeiten, die früher in einer Kleinklasse unterrichtet worden sind.  
Dabei werden sie vom Tempo, mit dem die Inhalte vermittelt werden, oftmals 
überfordert, fristen in der Folge ein Aussenseiterdasein und werden ausge-
grenzt. 

	 Die Grund- bzw. Basisstufe gehört abgeschafft  
oder gar nicht erst eingeführt. 

	 Die Grund- bzw. Basisstufe wird in verschiedenen Kantonen getestet.  
Die beiden Kindergartenjahre und die erste Klasse (Grundstufe) bzw. die 
beiden Kindergartenjahre und die ersten beiden Primarklassen (Basisstufe) 
werden dabei zusammengefasst. Die Einführung eines solchen Systems hat das 
Verschwinden des Kindergartens zur Folge. Das zwanghaft veranlasste alters-
durchmischte Lernen hat sich nicht bewährt. Denn die Idee, verschiedene 
Altersstufen zusammenzulegen und gemeinsam zu unterrichten, führt in den 
oftmals schon sehr heterogenen Klassen zu grosser Unruhe. Die ständige 
Neumischung der Klassen erschwert zudem die Bildung eines Klassengeistes.

	 Mein Vorschlag:
 	

Volksbefragung  
zu Familie und Bildung

Kommentar

Wir haben es als Bürgerinnen und 

Bürger in der Hand, wie es weiter-

geht in unseren Schulen. Machen 

auch Sie als Eltern und engagierte 

Personen mit in Schul- und Ge-

meindebehörden, ergreifen Sie 

Referenden, starten Sie Initiativen 

und Petitionen. Nur so verhindern 

wir, dass praxisferne Bildungs

theoretiker uns weiter in die vom 

Ausland kopierte und mit grosser 

Jugendarbeitslosigkeit verbunde-

ne Sackgasse führen und unsere 

Schulen verbürokratisieren.

Die Schweiz eifert mit vielen Bildungsreformen 
einmal mehr dem Ausland nach, obwohl wir mit 
unserem dualen System, das ein Schwerge-
wicht auf die Berufslehre legt, gute Erfahrun-
gen gemacht haben. Die Jugendarbeitslosigkeit 
ist vergleichsweise tief. Die vielen Veränderun-
gen an den Schulen gefährden nun aber das Be-
währte. Die Schulen werden für zu viel verant-
wortlich gemacht: Wenn die Kinder zu dick sind, 
dann soll die Schule für gesunde Ernährung 
sorgen. Wenn die Kinder von den Eltern nicht 
aufgeklärt werden, dann braucht es Sexualun-
terricht. Wenn die Kinder nicht mit dem Compu-
ter umgehen können, so muss dies schon in der 
Unterstufe vermittelt werden. 

www.svp.ch
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SVP Schweiz
Generalsekretariat 
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Nationalrat  
Adrian Amstutz, 
Unternehmer, 
Fraktionspräsident, 
Vater von drei 
erwachsenen 
Kindern,  
Sigriswil (BE)



Auch ich setze mich für eine freie, unabhängige und  
souveräne Schweiz ein. Deshalb unterstütze ich die SVP!

	 Ich möchte Mitglied der SVP in meinem Wohnort bzw. Bezirk / Region werden. Die Parteimitgliedschaft ist zu verglei-
chen mit einer Mitgliedschaft in einem Verein. Ich zahle einen jährlichen Mitgliederbeitrag und werde zu den Versamm-
lungen und Veranstaltungen eingeladen.

	 Bitte schicken Sie mir das Parteiprogramm der SVP Schweiz zu.

	 Ich wäre gerne informiert über die laufenden Aktivitäten, Medienmitteilungen und Artikel der  
SVP Schweiz. Bitte senden Sie mir ab sofort den Newsletter auf mein Mail:

	

	 Bitte schicken Sie mir Parteiunterlagen und Parteiprogramm meiner SVP-Kantonalpartei zu.

	 Ich sammle gerne Unterschriften für die Partei. Bitte schicken Sie mir jeweils Unterschriftenbogen von SVP-Volksinitia-
tiven und Referenden zu.

	 Ich bin bereit, mein Land, meine Scheune, meine Hausmauer für SVP-Plakate zur Verfügung zu stellen. Bitte nehmen 
Sie mit mir Kontakt auf.

	 Ich unterstütze die SVP finanziell in ihrem Ziel, für eine freie, unabhängige Schweiz einzutreten (Spenden können im 
begrenzten Umfang von den Kantons- und Bundessteuern abgezogen werden):  

 	 Ich spende Fr.  auf das PC 30-8828-5 der SVP Schweiz. 

 	 Bitte senden Sie mir einen Einzahlungsschein der SVP Schweiz. 

 	 Bitte nehmen Sie mit mir Kontakt auf, ich hätte gerne mehr Informationen über die  
	 Möglichkeit, der SVP ein Legat /eine Erbschaft zu vermachen.
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Name / Vorname

Strasse
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Regierungsrat Stephan Schleiss, Jahrgang 1972, Bildungsdirektor Kanton Zug

 Frei wie ein Vogel und 
schnell wie der Wind – so 
fühle ich mich auf meinem 
Velo. Wann immer mög­
lich, fahre ich mit dem 
Velo zur Arbeit. Der Fahrt­
wind ist das beste Mittel, 
um den Kopf vor oder nach 
der Arbeit richtig durch­
zulüften. Er hilft notabene 
auch gegen bildungspoliti­
sche Nebelbänke.

Fürs Gmüet:

Zahl: 46
Die SVP stellt mit Rudolf Friedli 2013 den «höchsten» Stadtberner. Der 

46-jährige Fürsprecher wurde vom Stadtparlament, dem er seit 2001 ange-

hört, einstimmig zu seinem Präsidenten gewählt. Er rief in seiner Antritts

rede die Behörden der Stadt dazu auf, stets das Wohl der Stadtbevölkerung 

im Auge zu behalten. Besondere Sorge sei dabei den Stadtfinanzen zu tra-

gen. Friedli spricht aus eigener Erfahrung, präsidierte er doch zwischen 

2004 und 2008 die stadträtliche Budget- und Aufsichtskommission.

Zoom  
Dr. iur. Alexia Heine wurde in der Wintersession der Eidgenössischen 

Räte zur Bundesrichterin gewählt. Die bisherige Präsidentin des Sozialver-

sicherungsgerichtes des Kantons Zürich blickt mit ihren 44 Jahren bereits 

auf eine grosse Erfahrung als Richterin und Juristin zurück. Neuer Wir-

kungsbereich wird die erste sozialrechtliche Abteilung des Bundesgerichts 

in Luzern sein. Alexia Heine engagiert sich an ihrem Wohnort und ist Präsi-

dentin der SVP-Ortsgruppe Andelfingen. Daneben ist sie passionierte  

Dressurreiterin.

Biosphäre und Oldtimer
Gabriella Binkert Becchetti, SVP-Politikerin und Biospähre-Direktorin, 

wurde allen Widrigkeiten zum Trotz im Val Müstair mit einem Glanzresultat 

in den Gemeindevorstand gewählt. Dabei mussten die Wahlen verschoben 

werden, weil der Gemeindevorstand sie wegen des Biospähre-Mandats 

öffentlich als nicht wählbar bezeichnet hatte. Dagegen wehrte sich Binkert 

Becchetti erfolgreich, und die Bevölkerung sprach ihr mit der glanzvollen 

Wahl in den Gemeindevorstand das Vertrauen aus. In der Freizeit fährt sie 

übrigens gerne Oldtimer.

+++ Herausgegriffen +++

«In der Schweiz wird viel für die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie gemacht. Das ist gut so. Wenn man nach 
Schweden oder auch Frankreich schaut, dann sehen wir eine 
vollständig verstaatlichte und sehr teure Kinderbetreuungs­
industrie. Die steuerliche Belastung ist jedoch so hoch, dass 
beide Elternteile 100% arbeiten müssen. Der Staat gibt 
somit indirekt das Familienmodell vor. So weit wollen wir es 
in der Schweiz nicht kommen lassen.»

Claudia Fluri-Halbeisen, Mutter von drei 
Kindern,Kauffrau, SVP-Kantonsratskandidatin 
für den Kanton Solothurn, wohnhaft in 
Mümliswil (SO)

Deshalb sage ich am 3. März NEIN zum Familien-Artikel:


